
Rosarot war der Wahlkampf 
der SPÖ. Von der letzten 
funktionierenden Sozial-
partnerschaft war von der 
niedrigsten Arbeitslosigkeit 
Europas und dem Kanzler 
mit starker Hand zu hören, 

dem wir das alles zu ver-
danken hätten. Der Stolz 
der SPÖ auf die höchste Ar-
beitslosenrate der 2. Repu-
blik hat schon einige ge-
wundert, aber tatsächlich 

hat es Österreich noch nicht 
so hart erwischt wie ande-
re Länder. Das will die neu-
alte Regierung jetzt ändern: 
Geschätzte €  20 Milliar-
den fehlen im alten Budget, 
darauf hat sich die Regie-

rung geeinigt. Es hieß, das 
„Stabilisierungspaket“, das 
von 2013-2016  €  27,8 Mil-
liarden einsparen würde, 
würde die Krise für uns lö-
sen. Und die Kürzungen bei 

Öffentlichem Dienst, Er-
werbslosen, PensionistIn-
nen usw. kamen. Nur der 
Beitrag der Reichen wurde 

„vergessen“: Weder kam die 
Finanztransaktionssteuer, 
noch kann das Steuerab-
kommen mit der Schweiz 
mehr als einen relativ klei-
nen Einmal-Effekt bringen. 
Die Steuerhinterzieher-Ka-
ravane sucht sich einfach 
ein neues Steuerparadies.

Das Gerede um „Luxus-
pensionen“, den Öffentli-
chen Dienst und die Spi-
täler lässt schon die ers-
ten Kürzungs-Bereiche 
erkennen. Das größte Bil-
dungssparpaket seit Jah-
ren, von einigen auch 
nett „neues LehrerInnen-

dienstrecht“ genannt, ist 
ja auch schon auf dem Weg.

Besonders diese Berei-
che sollten sich schon jetzt 
auf Widerstand einstellen. 
Aber kein Budgetposten im 
Sozial-, Gesundheits- und 
Bildungsbereich ist sicher. 
Auch über Privatisierungen 
(z.B. ÖBB) wird schon wie-
der diskutiert.

Gleichzeitig machen die 
Arbeitgeber Druck auf je-
den KV, um uns so gleich 
doppelt für die Krise zah-
len zu lassen. Unsere Löhne 
sinken und unsere Arbeits-
bedingungen verschlech-
tern sich, während ihre Di-
videnden steigen.

Das ist ein Generalan-
griff der Reichen und ihrer 

Regierung, die uns auf den 
griechischen Weg schicken 
wollen! Höchste Zeit, dass 
sich die 99 % in Österreich 
dem europaweiten Wider-
stand gegen Krise und Ka-
pitalismus anschließen!

Tilman M. Ruster

Die SLP fordert: 
FF Für wirklich unabhän-
gige Gewerkschaften 

– die Bindung an SPÖ/
ÖVP schadet den 
Gewerkschaften nur!
FFAlle Opfer der Spar-
politik gemeinsam: 
bundesweite Aktionen 
gegen die Kürzungen 
bis hin zum Streik!
FF Für eine neue Partei 
der ArbeiterInnen 
und Jugendlichen!
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Die Lügen der Regierung 
werden uns teuer zu 
stehen kommen - 
wenn wir nicht kämpfen!

Pensionen sind finanzierbar!
Erst werden den Unternehmen, Banken und Rei-
chen Milliarden in den Rachen geworfen, dann 
wird gesagt, es seien Pensionen nicht finan-
zierbar. Dann werden Pensionen gekürzt und 
schließlich werden sie verkauft. Versicherungs-
konzerne und etablierte Politik machen Pensio-
nen zu einem System aus Diebstahl, Angst schü-
ren, und Profit machen.	 Seite 2

Sozialistischer Durchbruch in USA
Kshama Sawant, Aktivistin von Socialist Alternative, 
der US-Schwesterorganisation der SLP, schaffte 
die Sensation: Sie wurde mit einer offen sozia-
listischen Kampagne in den Stadtrat von Seattle 
gewählt. Wir interviewten Kampagnenorgani-
satorin Jess Spear über die Kampagne, über sich 
ausbreitende soziale Kämpfe in den USA und die 
Rolle von SozialistInnen. 	                                   Seite 12

Schwerpunkt
Wenn es um Roma und 
Sinti geht, gibt es jede 
Menge Vorurteile. Tat-
sächlich ist ihre sozia-
le Lage oft dramatisch 
und sie stehen im Faden-
kreuz der Rechten. Ei-
ne Analyse. Seiten 7-10
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Der Fall der kleinen Ma-ria, die in einer Roma-Siedlung in Griechenland entdeckt wurde, bedient die gängigen „Zigeuner“-Klischees: Kindes(ver)kauf, Sozialschmarotzer, Betrug, Betteln und Ar-mut. Der Fall zeigt aber v.a. eines: die dramati-sche soziale Situation, in der viele Roma und Sin-ti in ganz Europa leben müssen. Sie gehören zu den ersten Opfern der 

Kürzungspolitik und ste-hen im Fadenkreuz der Rechten. In ganz Europa nehmen Übergriffe und Diskriminierung von Ro-ma zu. PolitikerInnen be-dienen Klischees vom „Sozialschmarotzer“ und in Irland nimmt die Poli-zei einer Romafamilie das Kind weg, weil es blond ist – es ist ihr eigenes, wie sich herausstellt.

In Ungarn sind Roma und Sinti Opfer von teilwei-

se systematischer Un-terdrückung und Ver-folgung nicht nur durch die faschistische Jobbik, sondern auch durch den Staat unter Orbans Fi-desz. In den letzten Jah-ren gab es eine Reihe von Todesopfern infol-ge rassistischer Anschlä-ge. Doch auch in ande-ren Ländern wird das Le-ben für Roma und Sinti immer schwerer. In Slo-wenien wurde 2006 ei-

ne Roma-Familie durch eine „Bürgerwehr“ ver-trieben; ähnliches gab es auch in Tschechien. Die Regierungen schwei-gen bzw. greifen selbst zu Rassismus und Repressi-on. In der Slowakei wur-de eine Mauer zur Ab-grenzung von einer Ro-ma-Siedlung errichtet. 2007 und 2008 kam es in Italien zu pogromarti-gen Übergriffen auf Roma und Sinti und die Regie-rung kündigte Massen-

abschiebungen an. Jüngst kam es wieder zum Ab-riss von Romasiedlun-gen (die ja das Ergebnis von erzwungener Armut sind, an der sich nach dem Abriss nichts än-dert). 2011 gab es in Bul-garien Ausschreitungen gegen Roma. 2013 wurde bekannt, dass in Schwe-den die Polizei teilweise eigene Roma- und Sinti-Datenbanken führte, in der völlig unbescholtene 

Menschen, auch Kinder und Jugendliche, erfasst wurden, nur weil sie Ro-ma bzw. Sinti sind. Bet-teln sei „keine ehrliche Weise“, seinen Lebens-unterhalt zu verdienen, erklärte der schwedi-sche Migrationsminister als Rechtfertigung für die Abschiebung von Roma. In Dänemark und Finn-land gab es 2013 Razzi-en und Abschiebungen. Frankreich hatte schon 2010 rund 8.000 Roma 

nach Rumänien und Bul-garien abgeschoben.

Von staatlicher Seite nimmt die rassistische Politik ge-gen Roma und Sinti zu. Die Medien machen fleißig mit und zeichnen Bilder, die den Klischees entspre-chen. Die Ursachen für die oft dramatische soziale Lage von Roma und Sin-ti wird meistens ausge-klammert. Oder auf eine letztlich rassistische Ebe-

ne zurückgeführt, dass Roma und Sinti „halt so sind“ oder „es ihrer Kul-tur entspricht“ oder „sie es halt nicht anders ken-nen“. Tatsächlich sind Ro-ma und Sinti sesshaft, ar-beiten, schicken ihre Kin-der zur Schule - wenn es ihnen möglich ist. In wirtschaftlichen Krisen-zeiten sind es immer die Randgruppen einer Ge-sellschaft, die als ers-tes erfasst werden. Ak-tuell sind das u.a. Roma 

und Sinti. Und die Politik bedient sich rassistischer Stereotypen, um von der Verantwortung der kapi-talistischen Kürzungspo-litik abzulenken, die die Ursache der sozialen Pro-bleme ist. Die Politike-rInnen feiern gerne mit Harri Stojka bei „rassiger Musik“, essen ein „feuri-ges Zigeuner-Schnitzel“ und erfreuen sich an der „bunten Folklore“. Man-che Parteien wie die un-

garische Fidesz setzen so-gar Roma auf ihre Lis-te. Und beschließen am nächsten Tag Kürzungen, die Roma und Sinti den Weg aus der sozialen Mi-sere erschwert. Es ist an der Zeit, dass die Arbei-terInnenbewegung Roma und Sinti als Teil der meis-tunterdrückten Schichten sieht und den gemeinsa-men Kampf gegen die ka-pitalistische Ausbeutung führt.
 Sonja Grusch

Die Liste der Vorurteile und Klischees ist lang. Doch was es v.a. gibt, sind soziale Probleme.
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Roma und Sinti:
Im Fadenkreuz 

der Rechten

Widerstand organisieren - 
Sparpaket stoppen!
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von Sonja Grusch� ...sangen 

„Ton-Steine-Scherben“ 1972. Ein 
gewerkschaftliches Grundprin-
zip. Doch die Performance der 
Gewerkschaften anlässlich der 
Proteste von LehrerInnen ge-
gen das neue Dienstrecht ist ka-
tastrophal. Die Lügen von Me-

dien und Regierung, die LehrerInnen als faule Halb-
tagskräfte mit monatelangen Ferien und Spitzenbe-
zügen porträtieren, werden teilweise 1:1 übernommen. 
Die Speerspitze übernehmen dabei SPÖlerInnen. Und 
zwar nicht nur aus taktischen Gründen, weil die GÖD 

„schwarz“ dominiert ist. sondern weil die SPÖ eben 
keine ArbeiterInnenpartei mehr ist. Ein gewisser Diet-
mar Keck, der seit 11 Jahren monatlich 8.306 Euro als 

SPÖ-Nationalratsabgeordneter bezieht und sich als 
„Arbeiter“ verkauft, wettert gegen LehrerInnen. Das 
nächste Mal sind es dann andere angeblich „privile-
gierte“ ÖBBler, Postler, der Öffentliche Dienst....
Warum überlassen die Gewerkschaften das Informati-
onsmonopol der Regierung und ihren Medien? In der 

„Solidarität“ gibt es Kochrezepte, aber keine Erklärun-
gen, wo die Probleme beim neuen LehrerInnendienst-
recht liegen. Dafür lassen sich die Gewerkschaften 
scheibchenweise Verschlechterungen gefallen: Hier 
eine Nulllohnrunde, dort die Aufsplitterung der Ver-
handlungen. Bei diesen eine Arbeitszeitflexibilisierung 
und bei jenen Reallohnverluste. Solidarität für Protes-
te in anderen Branchen gibt es kaum. So kommt es zu 
einer „wo waren die, als es bei uns Angriffe gab“ Stim-
mung. Und wenn die kapitalistische Logik und der 
Blödsinn, dass „wir alle sparen müssen“ auch von Ge-
werkschafterInnen kommt, dann ist es für Unterneh-
men ein Leichtes. 
Über eine solche Gewerkschaft können sich Regierung 
und KapitalistInnen nur freuen – sie ist nicht gefähr-
lich, erfüllt aber prächtig die Aufgabe, die Beschäftig-
ten ruhig zu halten. Trotzdem: Kein Grund, den ÖGB 
zu verlassen – sondern ihn zurückzugewinnen, durch 
kämpferische BasiskollegInnen!

Eine private „Pensions-
vorsorge“ ist für Nied-
r i g loh nb e z ieherI n nen 
nicht leistbar. Außerdem 
ist sie meist Abzocke und 
verlustreich für die Ver-
sicherten, wie Studien 
von Arbeiterkammer und 
VKI zeigen. „Private Vor-
sorge“ bringt Profite für 
Versicherungen (notfalls 
springt der Staat ein) und 
ist ein gutes Geschäft mit 
der Angst. Privatisierung 
von Pensionen dient da-
zu, neue ertragreiche In-
vestitionsfelder für Kapi-

tal zu schaffen, das an-
derswo nicht profitabel 
investiert werden kann. 
Wer sich keine Versiche-
rung leisten kann, krank 
oder arbeitslos ist, hat 
Pech. Propagiert und 
vom Staat gefördert wird 
die „private Vorsorge“ 
schon länger. Die sich als 

„soziale Heimatpartei“ 
darstellende FPÖ hat ih-
rem arbeitnehmerfeind-
lichen Charakter ent-
sprechend das sogenann-
te „3-Säulen-System“ im 
Programm.

Das Geschäft mit 
den Pensionskürzungen

Gleichstellung durch
Verschlechterung?

Allein 
machen sie 
dich ein...
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Im Bildungswesen sehen wir 
seit den 1990er Jahren ei-
ne Anpassung an die Be-
dürfnisse der Wirtschaft. 
Öffentliche Schulen und 
Universitäten werden aus-
gehungert und private Bil-
dungseinrichtungen for-
ciert. Klassen werden grö-
ßer, LehrerInnen fehlen. 
Das neue Dienstrecht wird 
weitere Verschlechterun-
gen auch für die Schüle-
rInnen bringen. Öffent-
liche Unis müssen Wer-
bung für Firmen plaka-
tieren, um an Geld zu 

kommen, die Lehrinhalte 
werden an kurzfristig von 
der Wirtschaft benötigtes 
Wissen angepasst. Wer es 
sich leisten kann, schickt 
seine/ihre Kinder an Eli-
te-Schulen und -Unis. Die 
Nachhilfeindustrie boomt, 
Unternehmen freuen sich 
über billige, nach ihren 
kurzfristigen Bedürfnis-
sen zurechtgebogene Ab-
solventInnen und Gra-
tis-PraktikantInnen. Die 
Verantwortung wird auf 
LehrerInnen und Eltern 
abgewälzt.

Neoliberale Konzepte mit 
privater Pensionsvorsorge, 
Sparpakete mit Pensions-
kürzungen und Forderun-
gen nach höherem Pensi-

onsantrittsalter wechseln 
einander ab. Die Debatte 
über „Luxuspensionen“ ist 
das neueste Ablenkungs-
manöver, das keinen Cent 
für „kleine“ PensionistIn-
nen bringen wird. Schon 
das Wort „Reform“ ist eine 
gefährliche Drohung: Wir 
sollen mehr zahlen, län-
ger arbeiten, weniger be-
kommen. Alles läuft auf 
dasselbe hinaus: Altersar-
mut für immer mehr Men-
schen, Profite für Wenige. 
Trotz steigender Arbeits-

losigkeit sollen wir län-
ger arbeiten. Das bedeu-
tet für ältere oder kranke 
ArbeitnehmerInnen keine 
Jobs, sondern AMS-Schi-

kanen und Armut. Der Ar-
beitsdruck steigt, Men-
schen werden durch ihre 
Arbeit krank und prekä-
re Beschäftigung wuchert. 
Unternehmen wollen älte-
re ArbeitnehmerInnen los-
werden, weil Junge billi-
ger zu haben sind. Gleich-
zeitig wird uns, wenn wir 
alt und/oder krank sind, 
die Pension verwehrt. Die 
Leier über die „Unfinan-
zierbarkeit“ der Pensionen 
ist nichts als Klassenkampf 
von oben. Es ist höchste 

Zeit, ihn endlich von unten 
zu führen und massive Ar-
beitszeitverkürzung, un-
befristetes Arbeitslosen-
geld, unbefristete Kran-

kenversorgung und Pen-
sionen in der Mindesthöhe 
von 1.700 € für alle zu er-
kämpfen. Es ist ein Fort-
schritt, dass Menschen äl-
ter werden. Durch tech-
nologischen Fortschritt ist 
nicht mehr, sondern weni-
ger Arbeit erforderlich. Das 
Geld ist da. Wir müssen 
es uns aber von dort ho-
len, wo es ist. Nicht unsere 
Pension, sondern die herr-
schende Elite ist unfinan-
zierbar. 	
		  Helga Schröder

Hackeln bis zum Umfallen?

Wir können es nicht mehr hören: Pensionen seien 
nicht finanzierbar, es müsse "Reformen"  geben... 
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Die Schuldiskussion ist im 
vollen Gange – und die 
M e i n u n g s m a c h e n d e n 
setzen weiter Kurs aufs 
19. Jahrhundert. Nicht, 

dass Österreich nicht 
ohnehin schon eines der 
zurückgebliebensten Bil-
dungssysteme Europas 
hätte. Unmengen an em-
pirischen Material be-
weisen die Ungerechtig-
keit des „gegliederten“ 
Schulsystems. Die Chan-
ce auf einen AHS-Ab-
schluss steht bei städ-
tischen Akademiker-
kindern bei 86% - bei 
ländlichen Nicht-Aka-
demikerkindern bei 7%. 
Nun werden verpflich-

tende Aufnahmetests an 
Gymnasien empfohlen 
– wohl um die Gymna-
sien von den Schichten 
der ArbeiterInnenklas-

se, die sich in den letz-
ten Jahrzehnten den Zu-
gang zu höherer Bildung 
erkämpften, zu säubern. 
Besonders in der Kri-
se ist es wichtig, „Prole-
tenkindern“ zu hohe Bil-
dungserwartungen aus-
zutreiben. Die Wirtschaft 
braucht Amazon-Re-
galschlichterInnen und 
Mc D on a l d s-K a s si e re-
rInnen. Im Nachkriegs-
aufschwung durften Ar-
beiterInnen ein bisschen 
in der höheren Bildung 

mitmischen. Jetzt wird 
der Hahn zugedreht. Zu-
ga ngsbesch rä n ku ngen 
und Studiengebühren 
winken an den Unis.

Die „Bildungsexperten“ 
scheuen die Gesamtschule 
wie der Teufel das Weih-
wasser und beschwören 
Untergangsszenarien. In 
wissenschaftlich-pädago-
gischen Kreisen herrscht 
hingegen Schockstar-
re – Man versteht nicht, 
warum die Politik nicht 
auf die erarbeiteten fort-
schrittlichen Konzepte 
(weg von Tests, weg von 
Noten) eingeht bzw. sie 
völlig entstellt. Die Neue 
Mittelschule ist keine Ge-

samtschule, sondern nur 
eine Hauptschule mit an-
derem Namen. „Es gibt 
keine 'friedliche Koexis-
tenz' zwischen Gymnasi-
en und nicht-gymnasialen 
Schulen.“ schreibt Uni-
Wien Professor Karlheinz 
Gruber. Er hat recht. Die 
Teilung des Schulsystems 
muss überwunden wer-
den, eine echte Gesamt-
schule für alle von sechs 
bis 18 muss her. Mit aus-
reichend finanziellen Mit-
teln, gut bezahlten und 
pädagogisch geschulten 
LehrerInnen, mit soviel 
Inklusion wie möglich, 
soviel innerer Differenzie-
rung wie nötig und echter 
Schuldemokratie. Und die 
kann nicht mit, sondern 
nur gegen die herrschende 
Politik umgesetzt werden.

		  Sebastian Kugler

Dass auf die etablier-
ten Parteien im Kampf 
gegen Rechtsextre-
mismus kein Verlass 
ist, zeigte sich bei der 
Wahl des 3. National-
ratspräsidenten Nor-
bert Hofer erneut. Über 
80 % der Abgeordneten 
sprachen sich für den 
Kandidaten der FPÖ 
aus. Vor dem Hinter-
grund der Erkrankung 
Prammers und somit 
des gestärkten Einflus-
ses des 2. und 3. Natio-
nalratspräsidenten be-
deutet die Wahl Ho-
fers zusätzlichen Ein-
fluss Rechtsextremer 
im Parlament. Hofer 
versucht, sich ein Sau-
bermannimage zu ver-
passen. Dahinter steckt 
jedoch eine rechtsex-
treme Gesinnung. Er 
ist Mitglied der Bur-
schenschaft Marko-
Germania, die “stolz 
die Farben Schwarz-
Rot-Gold” trägt. Da-
zu passend ist er ver-
antwortlich für das 
FPÖ-Parteiprogramm 
von 2011, das das Be-
kenntnis zur deutschen 
Sprach- und Kulturge-
meinschaft wieder auf-
genommen hat – ein 
klassisch deutschna-
tionaler Code. Asyl für 
Homosexuelle findet er 
bedenklich.

1997 bezeichnete er 
die Wehrmachtsaus-
stellung als “perver-
sen Exhibitionsmus der 
Linken”. Immer wie-
der fällt er durch sei-
ne Kritik am Verbots-
gesetz auf, forderte 
z.B. 2008 eine Volks-
abstimmung darüber. 
Jüngst kritisierte Ho-
fer das Verbotsgesetz, 
es würde sich “mit der 
Meinungsfreiheit spie-
ßen”. Auch der Kon-
takt zur rechtsradika-
len Szene ist nicht von 
der Hand zu weisen. So 
gab er 2011 für die NPD-
Zeitschrift “hier&jetzt” 
ein Interview. Auf Fa-
cebook ist er in einer 
dubiosen Gruppe, die 
von Antisemiten und 
Göring-Fans administ-
riert wird. Die SPÖ hat 
Graf zu einem “wür-
digen” Nachfolger ver-
holfen!

Lukas Kastner

Der rechte Rand

2012 bezogen 2.273.628 Per-
sonen eine gesetzliche 
Pension/Rente/Beamten-
pension. Durchschnittli-
che Höhe: €  1023,- Durch-
schnitt bei ArbeiterInnen: 
€  807,- Frauen: durch-
schnittlich € 817,-; Arbeite-
rinnen €  625,- Ausgleichs-
zulage: für Alleinstehen-
de bei €  837,63; für Paare 
€  1.255,89. 24% aller Pen-
sionistInnen sind einkom-
mensarm. Obwohl eigent-
lich abgeschafft, beträgt die 
durchschnittliche Politike-
rInnen-Pension € 9.375,-. 

Die wichtigsten „Reformen“:
1984/85: Anhebung Bei-

träge. 1987: Erhöhung Be-
messungszeiten von 10 auf 
15 Jahre, Streichung der 
Schul- und Studienzeiten 
für Pensionsberechnung, 
Aufschub Pensionsanpas-
sung, Einschränkung für 
Witwen/Witwer. 1992: Er-
höhung Antrittsalter von 
Frauen 1993: Vorzeitiger 
Antritt bei Erwerbsunfä-
higkeit: Männer 57, Frau-
en 55, Anrechenbarkeit von 
4 Kindererziehungsjahren, 
Einführung Gleitpensi-

on, Umstellung auf Netto-
anpassung 1996: Abschläge 
bei früherem Antritt, Re-
hab statt Pension  1997: Sen-
kung Bundesbeitrag, Har-
monisierung (nach unten) 
von Öffentlichem Dienst 
und ASVG 2000: Hackler-
regelung - gleichzeitig ver-
schärfte Abschläge für frü-
hen Antritt 2003: Frühpen-
sion abgeschafft, Anhebung 
Antrittsalter, Ausweitung 
der Bemessungsgrundla-
ge auf 40 Jahre 2004: Ein-
führung Pensionskonto 
(lebenslange Durchrech-

nung), Korridorpension 
und Schwerarbeiterrege-
lung, Pensionsanpassung 
am Verbraucherindex, 
Nachhaltigkeitsfaktor: sta-
tistische Lebenserwar-
tung beeinflusst Beiträge, 
Antrittsalter... 2012: Ab-
schaffung Invaliditäts-
pension. 2014: „Hackler-
regelung“ erschwert: An-
stieg Antrittsalter von 55/60 
auf 57/62, Einführung von 
Abschlägen, nachgekaufte 
Zeiten & Krankengeldbezug 
werden nicht mehr als Ver-
sicherungsjahre akzeptiert

Die Pensionsspirale nach unten

Statt endlich eine Gesamtschuldebatte zu führen, 
werden Schotte zu höherer Bildung dichtgemacht. 

Vorwärts in in die Vergangenheit!



4 Nr. 224 | 12.2013Aus Betrieb & Gewerkschaft
Am 30.1.1933 ernann-
te Reichspräsident Hin-
denburg Hitler zum 
deutschen Reichskanz-
ler. Mit diesem Tag be-
ginnt der Aufbau der 
Nazidiktatur. Einen or-
ganisierten Massenwi-
derstand gab es nicht. 
Verantwortlich war die 
verheerende Politik von 
KPD und SPD. Dennoch 
gab es vereinzelt Wider-
stand, der zeigt, wie es 
hätte gehen können. 

Ein besonderes Bei-
spiel dafür ist der ein-
zige Generalstreik ge-
gen die Machtüber-
nahme Hitlers in Mös-
singen, einer Stadt mit 
ca.  4.200 Einwohnern. 
Auf einen Aufruf der 
w ü r ttemb erg i schen 
KPD hin versammelten 
sich am 31.1. ca. 100 An-
tifaschistInnen, zu ei-
ner kämpferischen De-

monstration unter dem 
Slogan: “Heraus zum 
Massenstreik“. 

Die Demonstration 
zog von einem Betrieb 
zum nächsten. Immer 
mehr schlossen sich den 
streikenden ArbeiterIn-
nen an. Leider blieb der 
Streik in Mössingen iso-
liert und konnte so von 
der Polizei zerschlagen 
werden. 80 Beteiligte 
wurden verhaftet und 
landeten teilweise in 
Konzentrationslagern.

Trotzdem können wir 
aus diesem Streik ler-
nen. Er lässt die Ent-
schlossenheit der Ar-
beiterInnenklasse zum 
Kampf gegen den Fa-
schismus erkennen. 
Hätte die deutsche Ar-
beiterInnenklasse über 
eine geeinte und ent-
schlossene Führung 
verfügt, die sich mit al-
ler Kraft und rechtzeitig 
dem Faschismus entge-
gen stellt, hätte der Wi-
derstand ein ganz an-
deres Niveau  erreicht. 
Der Faschismus hätte 
zurückgeschlagen wer-
den können. Zig Mil-
lionen Menschen wä-
ren so durch einen ge-
meinsamen Widerstand 
der ArbeiterInnenklas-
se gerettet worden.	
          Christoph Glanninger

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

Banken in der Krise: 
Den Preis zahlen die Angestellten!

Trotz Bankenrettungspa-
keten, trotz Unsummen, 
die SteuerzahlerInnen den 
Banken hinterhergeworfen 
haben: Jammern zählt auch 
in der Großfinanz zum 
Handwerk.

Zu spüren bekommen 
das nicht die Top-Manage-
rInnen mit ihren Milliar-
dengehältern, sondern je-
ne 80.000 Lohnabhängigen, 
die uns z.B. am Bankschal-
ter begrüßen. 86 % von ih-
nen arbeiten regelmäßig 
länger als zehn Stunden/
Tag. 43  % beklagen, dass 

sie nur wenig oder gar kei-
ne Überstundenvergütung 
bekommen.

Nur 2,55  % mehr Gehalt 
gab's 2013 – Die Banken-
chefs wollten eine Null-
lohnrunde. Auch wird Per-
sonal abgebaut. Im ersten 
Krisenjahr 2008 gingen 
weltweit mehr als 100.000 
Jobs im Bankensektor ver-
loren. Bis 2015 will die Bank 
Austria in Österreich 800 
Stellen streichen. Auch an-
dere Banken bauen Per-
sonal ab, schließen Fili-
alen. Die BAWAG hat seit 

2010 350 Stellen gestrichen. 
Weitere sollen 2014 folgen.

Die Banker behaupten, 
sie hätten kein Geld. Doch 
weder Beschäftigte noch 
KundInnen sind schuld an 
der Krise. Allein die BA-
WAG sitzt noch auf 500 
Millionen Euro Staatsgeld! 
Rückzahlung ist nicht ge-
plant, dafür die Ausschüt-
tung von Gewinnen und 
Dividenden. Wir sagen: 
Sofort verstaatlichen und 
Banken zum Wohle der All-
gemeinheit führen!	

	 Christian Bunke

Das Auslagern von Arbeits-
plätzen, also das Weiter-
geben der betriebsinter-
nen Arbeit an Drittfirmen, 
ist neben Privatisierungen 

eine beliebte Kürzungs-
maßnahme von priva-
ten wie öffentlichen Be-
trieben. In Theatern ge-
hört diese Technik des 
Wirtschaften schon län-
ger zum Alltag. Kürzlich 
kam das durch den Pro-
test eines Ticketabreissers 
beim Burgtheater ans Ta-
geslicht. Diese sind, wie 
der Großteil des Personals, 
nicht bei den Theatern an-
gestellt, sondern bei G4S – 
dem größten Sicherheits-

unternehmen und dem 
drittgrößten Privatarbeit-
geber weltweit. 

Die bittere Realität die-
ser Strategie: schlech-

tere Löhne, miesere Ar-
beitsbedingungen und 
beschränkte Rechte für 
die oft prekär Beschäf-
tigten, und meistens auch 
eine niedrigere Qualität 
von Leistungen. Denn wie 
sonst sollen die Arbeits-
kräfte billiger sein als im 
„Mutterbetrieb“ und da-
bei noch Profite abwer-
fen? G4S ist mit massiven 
Vorwürfen konfrontiert: 
ein getöteter Schubhäft-
ling, Betrug, Versagen bei 

den Olympischen Spie-
len 2012 und bis heute un-
aufgeklärte Foltervorfäl-
le in den Privatgefängnis-
sen in Südafrika. In Ös-

terreich hat G4S ab 2014 in 
Vordernberg die Kontrol-
le über ein Schubhaftzen-
trum...

Auslagerung ist allgegen-
wärtig: viele Sozialein-
richtungen, zusammen-
gefasst im „BAGS“, er-
bringen Leistungen bei 
Pflege und Betreuung, die 
der Staat lieber an billigere 
Privatfirmen abgibt. Bund 
und Länder lagern Reini-
gung, Küche, Sicherheit in 

Spitälern, Schulen, Kin-
dergärten etc. aus. G4S 
ist nur ein groteskes, aber 
anschauliches, Beispiel 
für die Folgen des Ausla-
gerns. PolitikerInnen ver-
suchen so auf Kosten von 
Beschäftigten und Quali-
tät die Budgets zu schönen 
und sich aus der Verant-
wortung zu ziehen.

Der Staat bedankt sich 
für die erbrachte Leis-
tung: Als 2011 die Ange-
stellten von G4S in Ma-
puto, Mosambik, gegen 
unfaire Lohnkürzungen 
streiken wollten, musste 
die Aktion abgesagt wer-
den. Laut Arbeitsminister 
wäre diese „illegal“ und 
die Gewerkschaftsfüh-
rung sah die Sicherheit 
der Beschäftigten gefähr-
det.		
		  Nikita Tarasov

Das Beispiel von G4S zeigt, warum es schlimm ist,
Arbeitsplätze auszulagern.

Auslagern – Profit vor Qualität
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Ein Jahr, in dem Flücht-
linge selbst begannen, für 
Bleiberecht und das Recht 
zu arbeiten zu kämp-
fen. Es ist positiv, dass 

die Bewegung – an der 
sich die SLP von Anfang 
an beteiligt hat – noch 
immer existiert. Lei-
der ist sie aber stark ge-
schrumpft. Zur Protest-
aktion in Traiskirchen 
anlässlich des Jahrestags 
kamen trotz eisiger Käl-
te rund 100 Unterstütze-
rInnen und Flüchtlinge. 
In kämpferischen Reden 
wurde festgehalten, dass 
es trotz zu geringer An-
zahl an AktivistInnen ge-

lang, Abschiebungen zu 
verhindern und dass das 
Thema Bleiberecht noch 
immer präsent ist. Eini-
ge Flüchtlinge kamen aus 

dem Lager, um die Pro-
testaktion zu unterstüt-
zen. Einer der Unterstüt-
zerInnen, Aktivist der 
SLP, sagte: „Viele Öster-
reicherInnen mit denen 
wir reden meinen, dass 
die Flüchtlinge sich zu ra-
dikal benehmen. Unsere 
Antwort war immer, dass 
es auch für österreichi-
sche ArbeitnehmerInnen, 
Arbeitslose und Studen-
tInnen Gründe für radi-
kale Aktionen gibt. Wenn 

es darum geht, um die ei-
genen Rechte zu kämp-
fen, sollte man sich an den 
Flüchtlingen ein Beispiel 
nehmen!“

Wo aber war die Ge-
werkschaft im letzten 
Jahr? Hätte die Gewerk-
schaft im letzten Jahr die 
Flüchtlingsbewegung ak-
tiv unterstützt und ihre 
Medien genutzt, um die 
Mitglieder zu mobilisie-
ren und bewusst zu ma-
chen, dass die Interessen 
die gleichen sind, hätte es 
sicher mehr zu feiern ge-
geben.

	 Yanna Ndiaye

1 Jahr Flüchtlingsbewegung

Am 24.11.2013 „feierte“ die Flüchtlingsbewegung 
ihren Jahrestag, ein Jahr der Demos und Proteste.

Der Widerstand gegen Bur-
schenschaften steigt. Die 
starken Mobilisierun-
gen gegen den WKR-Ball 
in den letzten Jahren und 
auch die Demos gegen ihr 
„Totengedenken“ am 8. 
Mai haben im ganzen Land 
Spuren hinterlassen. Das 
musste auch die „Deut-
sche Burschenschaft“ En-
de November feststellen.

Diese ist der Dach-
verband rechtsextre-
mer deutscher Burschen-
schaften. Ihr extremster 
Flügel propagiert z.B. die 
Einführung eines „Ari-
er-Nachweises“ für Mit-
glieder. In Deutschland 
war der Widerstand gegen 
ihr Treffen zu groß – dort 
gab es in den letzten Jah-
ren immer stärkere anti-
faschistische Mobilisie-
rungen gegen rechte Tref-
fen. Sie wollten nach Ös-
terreich ausweichen. Doch 
sie hatten die Rechnung 
ohne das breite Bünd-
nis „Innsbruck gegen Fa-
schismus“ gemacht.

Das Bündnis, dessen 
Teil auch die SLP war, üb-
te in den Wochen vor dem 
Treffen massiven öffentli-
chen Druck aus, sodass die 
Stadt den Vertrag aufkün-
digte, der es den Rechts-
extremen gestattet hätte, 
ihr Treffen in der Innsbru-
cker Messe abzuhalten. 
Die Burschis mussten sich 
am Stadtrand stark dezi-
miert treffen. Ein kleiner 
Demonstrationszug von 
ihnen am Vormittag stieß 
auf lautstarken spontanen 

Protest, der auf brutale 
Polizeirepression traf.

Zu Mittag demonstrier-
ten dann 2.500 Menschen 
gegen das Treffen. Die De-
monstration war lautstark 
und kämpferisch. Die 
SLP war mit einem star-
ken Block präsent: Akti-
vistInnen und Sympathi-
santInnen aus Innsbruck, 
Wien, Salzburg, Linz und 
Gmunden waren dabei. 
Wir verkauften über 50 
„Vorwärts“ und sammel-
ten über 100€ an Spenden 
ein. Leider gelang es nicht, 
das Treffen  zu verhindern: 
Dazu hätte es transparen-
tere Organisation und ein 
klar kommuniziertes Blo-
ckadekonzept gebraucht.

Ein Redner der SLP be-
tonte die Notwendigkeit 
der Verbindung des an-
tifaschistischen Kampfes 
mit dem Kampf gegen 
die kapitalistische Krise 
– Die Rechten formieren 
sich europaweit, um sich 
als Pseudo-Alternative zu 
Spardiktat und Kürzungs-
politik zu präsentieren. 
Dies muss mit einem in-
ternationalen Kampf ge-
gen sie und ihr System ge-
kontert werden. Denn es 
ist der Kapitalismus, der 
die Basis für rechte Het-
ze wie die der Burschen-
schaften liefert. Die SLP 
wird auch weiterhin in 
Innsbruck gegen Rechts 
aktiv sein.

 Mach mit! Melde dich 
unter tirol@slp.at! 	  
		  Andreas Sauter und 

Sebastian Kugler

Innsbruck: 2.500 gegen 
Burschenschaftertreffen

Gegen Rechtsextremismus
in Salzburg
NS- und Hakenkreuz-
schmierereien, Angriffe 
auf eine Synagoge, Vanda-
lismus an Stolpersteinen 
und antifaschistischen 
Einrichtungen. All das 
und der täglich wieder-
kehrende Alltagsrassismus 
trieben am 29. Novem-
ber 600 Salzburger Anti-
faschistInnen auf die Stra-
ße. Die SLP war integraler 
Bestandteil dieser von der 

„Plattform gegen Rechts“ 
organisierten Demonstra-
tion. Der Vorschlag, nicht 
einfach nur eine weite-

re antifaschistische Face-
bookseite  zu starten, son-
dern aktiv gegen die rechte 
Gefahr vorzugehen, kam 
von der SLP. In Form ei-
nes Redebeitages brachten 
wir unsere Forderungen 
und unseren Standpunkt 
ein. Die SLP versuchte da-
mit aufzuzeigen wie wich-
tig Selbstorganisation ist 
und dass der ideologische 
Boden für diese Vorfälle 
von der FPÖ und dem So-
zialabbau der Regierung 
kommt.	

	  Stefan Reifberger

Termin des Monats

"Neue Regierung: Was können wir uns von ihr erwarten? 
Verbesserungen oder Verschlechterungen?" - diese Fra-
ge stellt die SLP Graz bei einer Veranstaltung am 27. Jän-
ner 2014. Teil der Veranstaltung ist es auch, über Strate-
gien für den Kampf gegen den drohenden Sozialabbau 
und über Alternativen zu SPÖVP zu diskutieren.

Veranstaltung & Diskussion 
Mo., 27. Jänner 2014, um 18.30 
Graz, "Stockwerk", Jakominiplatz 18

Was bringt die neue Regierung?
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Die Situation ist anders als 
im Österreich der 1990er: 
Es ging um ein Klimt-
Bild (Bloch-Bauer) und die 
Rückgabe aus staatlichem 
Besitz an Private. Man-

che beklagten den gesell-
schaftlichen Verlust wich-
tiger Kunstwerke. Doch an 
Kommerzialisierung und 
Privatisierung ist nicht 
Restitution schuld, son-
dern der kapitalistische 
Kunstmarkt. Wir Sozia-
listInnen stehen für freien 
Zugang der Öffentlichkeit 
zur Kunst. Nur Antisemi-
tInnen können schlussfol-
gern, dass jedes wertvolle 
Bild, welches JüdInnen ge-
hört, zu enteignen sei bzw. 

man Nazi-Verbrechen da-
mit rechtfertigt.

Viele Restitutionen be-
treffen keine ultra-teuren 
Meisterwerke. Und entge-
gen einem antisemitischen 

Vorurteil ist die Mehrzahl 
der jüdischen NS-Opfer 
nicht reich. Entschädigun-
gen sind gerecht und nötig. 
Erwähnt sei der „Mauer-
bach-Bestand“: Über 1.200 
„herrenlose“ Werke eignete 
sich der Staat in den 70ern 
gegen einen lächerlich 
niedrigen Betrag an, nach-
dem sie Jahrzehnte verbor-
gen vor sich hin alterten. 
Aufgrund großen öffent-
lichen Drucks erhielt 1995 
die Israelitische Kultus-

gemeinde die Eigentums-
rechte. Aus den Auktions-
erlösen konnten weltweit 
bedürftige Überlebende des 
Holocaust unterstützt wer-
den.

Unser Anspruch lautet: 
Demokratisch verwaltetes 
gesellschaftliches Eigentum 
ist die bessere Sachwalterin 
für das Weltkulturerbe als 
der kapitalistische Markt. 
Eine konsequente Resti-
tutionspolitik steht dazu 
nicht im Widerspruch. Ein 
ernsthaftes Bemühen um 
den Erhalt von Kunst für 
die Öffentlichkeit bedeu-
tet: Den ursprünglichen Ei-
gentümerInnen bzw. de-
ren ErbInnen kann im Fall 

bedeutender Exponate ein 
Angebot unterbreitet wer-
den, das (ohne weitere Ver-
zögerungen) materiell und 
auch ideell angemessene 
Entschädigung leistet, und 

gleichzeitig die Kunstwer-
ke im öffentlich zugängli-
chen Raum hält (oder dort-
hin bringt). Wird das Ange-
bot abgelehnt, ist dies eben 
so. Am besten könnte solch 
ein Vorgang mit einer wei-
teren Aufarbeitung der Ge-
schichte verbunden wer-
den: Einer Geschichte von 
Verfolgung, Raub und Ver-
nichtung durch das NS-Re-
gime sowie dem skandalö-
sen Umgang damit. 

	 Franz Neuhold
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Sicht ins Dunkel. Alle Jah-
re wieder kommt die 
Kampagne des ORF, das 
Öffnen der Türchen am 
Rathaus, der Spenden-
marathon mit dem Te-
lefondienst österreichi-
scher Berühmtheiten, 
die Sondersendungen 
zum Thema. Man kennt 
das Prozedere. „Toll“, 
möchte man sich eigent-
lich denken, das ist doch 
unterstützenswert. Und 
so ruft man bei der ORF 
Zentrale an und am an-
deren Ende der Leitung 
sind da Faymann und 
Spindelegger und Pro-
mis und es ist alles sehr 
schön und alle sind sehr 
selbstlos jetzt. 

Und doch: man kann 
sich eines seltsamen Ge-
fühls nicht erwehren, 
wenn es dann eben ge-
nau diese PolitikerInnen 

sind, die hier zwar (von 
uns bezahlte) Zeit für 
die Armen „opfern“, auf 
der anderen Seite aber 
das restliche Jahr Kür-
zungspakete beschlie-
ßen und Bildungs- und 
Sozialabbau betreiben, 
der die Ärmsten der Ar-
men am härtesten trifft. 
Fast könnte man vermu-
ten, dass es sich bei die-
ser Aktion für die Po-
litikerInnen um rei-
ne Imagepolitur vor den 
Kameras handelt. Und 
dann gibt es noch die 
Firmen, die sich dank 
„Licht ins Dunkel“ billig 
eine von der Steuer ab-
setzbare Werbeeinschal-
tung beim ORF kaufen 
und das übrige Jahr fest 
wegrationalisieren wie 
zum Beispiel die Firma 
Siemens, die letztes Jahr 
spendete. Oder SPAR, 
der in der Schweiz die-
sen August gerade strei-
kende MitarbeiterInnen 
entließ und sich auch im 
Vorjahr unter den Spen-
dablen einordnete. Ge-
nau diese Profitlogik 
produziert die Armut, 
die mit der ORF Kam-
pagne gelindert werden 
soll. Vielleicht sollte man 
aber auch die Wurzel be-
kämpfen, nicht nur die 
Symptome.

             Clemens Wiesinger

Rote 
Seitenblicke 

Sotschi: Testlauf für Totalüberwachung!
Der russische Inlandsge-
heimdienst FSB soll bei 
den olympischen Winter-
spielen jedwede Kommu-
nikation mittels Internet 
und Telefon aufzeichnen. 
Sotschi ist die General-
probe für die neue Spi-
nonagetechnik „SORM“ 
(System für operative Er-
mittlungsaktionen). Das 
Kürzel steht für perma-
nente digitale Totalüber-
wachung. Die Ankün-
digungen Putins hat ei-
ne internationale Debatte 
ausgelöst. Echte Protes-
te gab es aber noch kei-

ne. Schwule und Lesben 
könnten aufgrund der 
Verbote in Russland be-
sonders betroffen sein – 
ihre Organisationen sind 
bis jetzt auch die einzigen, 
die zumindest Proteste 
angekündigt haben. Pu-
tin verteidigt die Über-
wachu ngsm a ßn a h men 
mit den Enthüllungen 
Edward Snowdens. Das 
macht deutlich: die Ak-
tion Snowdens war mu-
tig – aber ohne gemein-
same Kampagne kann sie 
schnell missbraucht wer-
den. Es wäre die Aufgabe 

von Gewerkschaften der 
SpielerInnen und auch 
Anderer sowie von Men-
schenrechtsorganisatio-
nen, gemeinsam aktiv zu 
werden. Besonders wich-
tig ist es, die Proteste ge-
gen das Internationale 
Olympische Komitee und 
die beteiligten Konzerne 
zu richten. Denn Sotschi 
ist v.a. ein Riesengeschäft 
und das wollen sich die-
se nicht von LGBT- oder 
Gewerkschaftsprotesten 
zerstören lassen.

	 Michael Gehmacher

Der Münchener Raubkunst-Fund belegt, wie wenig sich Staat &
Kunstmarkt um die Begleitverbrechen des Holocaust scherten.

Restitution ist keine Privatisierung



Der Fall der kleinen Ma-
ria, die in einer Roma-
Siedlung in Griechenland 
entdeckt wurde, bedient 
die gängigen „Zigeuner“-
Klischees: Kindes(ver)
kauf, Sozialschmarotzer, 
Betrug, Betteln und Ar-
mut. Der Fall zeigt aber 
v.a. eines: die dramati-
sche soziale Situation, in 
der viele Roma und Sin-
ti in ganz Europa leben 
müssen. Sie gehören zu 
den ersten Opfern der 

Kürzungspolitik und ste-
hen im Fadenkreuz der 
Rechten. In ganz Europa 
nehmen Übergriffe und 
Diskriminierung von Ro-
ma zu. PolitikerInnen be-
dienen Klischees vom 
„Sozialschmarotzer“ und 
in Irland nimmt die Poli-
zei einer Romafamilie das 
Kind weg, weil es blond 
ist – es ist ihr eigenes, wie 
sich herausstellt.

In Ungarn sind Roma und 
Sinti Opfer von teilwei-

se systematischer Un-
terdrückung und Ver-
folgung nicht nur durch 
die faschistische Jobbik, 
sondern auch durch den 
Staat unter Orbans Fi-
desz. In den letzten Jah-
ren gab es eine Reihe 
von Todesopfern infol-
ge rassistischer Anschlä-
ge. Doch auch in ande-
ren Ländern wird das Le-
ben für Roma und Sinti 
immer schwerer. In Slo-
wenien wurde 2006 ei-

ne Roma-Familie durch 
eine „Bürgerwehr“ ver-
trieben; ähnliches gab 
es auch in Tschechien. 
Die Regierungen schwei-
gen bzw. greifen selbst zu 
Rassismus und Repressi-
on. In der Slowakei wur-
de eine Mauer zur Ab-
grenzung von einer Ro-
ma-Siedlung errichtet. 
2007 und 2008 kam es in 
Italien zu pogromarti-
gen Übergriffen auf Roma 
und Sinti und die Regie-
rung kündigte Massen-

abschiebungen an. Jüngst 
kam es wieder zum Ab-
riss von Romasiedlun-
gen (die ja das Ergebnis 
von erzwungener Armut 
sind, an der sich nach 
dem Abriss nichts än-
dert). 2011 gab es in Bul-
garien Ausschreitungen 
gegen Roma. 2013 wurde 
bekannt, dass in Schwe-
den die Polizei teilweise 
eigene Roma- und Sinti-
Datenbanken führte, in 
der völlig unbescholtene 

Menschen, auch Kinder 
und Jugendliche, erfasst 
wurden, nur weil sie Ro-
ma bzw. Sinti sind. Bet-
teln sei „keine ehrliche 
Weise“, seinen Lebens-
unterhalt zu verdienen, 
erklärte der schwedi-
sche Migrationsminister 
als Rechtfertigung für die 
Abschiebung von Roma. 
In Dänemark und Finn-
land gab es 2013 Razzi-
en und Abschiebungen. 
Frankreich hatte schon 
2010 rund 8.000 Roma 

nach Rumänien und Bul-
garien abgeschoben.

Von staatlicher Seite nimmt 
die rassistische Politik ge-
gen Roma und Sinti zu. 
Die Medien machen fleißig 
mit und zeichnen Bilder, 
die den Klischees entspre-
chen. Die Ursachen für die 
oft dramatische soziale 
Lage von Roma und Sin-
ti wird meistens ausge-
klammert. Oder auf eine 
letztlich rassistische Ebe-

ne zurückgeführt, dass 
Roma und Sinti „halt so 
sind“ oder „es ihrer Kul-
tur entspricht“ oder „sie 
es halt nicht anders ken-
nen“. Tatsächlich sind Ro-
ma und Sinti sesshaft, ar-
beiten, schicken ihre Kin-
der zur Schule - wenn 
es ihnen möglich ist. In 
wirtschaftlichen Krisen-
zeiten sind es immer die 
Randgruppen einer Ge-
sellschaft, die als ers-
tes erfasst werden. Ak-
tuell sind das u.a. Roma 

und Sinti. Und die Politik 
bedient sich rassistischer 
Stereotypen, um von der 
Verantwortung der kapi-
talistischen Kürzungspo-
litik abzulenken, die die 
Ursache der sozialen Pro-
bleme ist. Die Politike-
rInnen feiern gerne mit 
Harri Stojka bei „rassiger 
Musik“, essen ein „feuri-
ges Zigeuner-Schnitzel“ 
und erfreuen sich an der 
„bunten Folklore“. Man-
che Parteien wie die un-

garische Fidesz setzen so-
gar Roma auf ihre Lis-
te. Und beschließen am 
nächsten Tag Kürzungen, 
die Roma und Sinti den 
Weg aus der sozialen Mi-
sere erschwert. Es ist an 
der Zeit, dass die Arbei-
terInnenbewegung Roma 
und Sinti als Teil der meis-
tunterdrückten Schichten 
sieht und den gemeinsa-
men Kampf gegen die ka-
pitalistische Ausbeutung 
führt.

	 Sonja Grusch

Die Liste der Vorurteile und Klischees ist lang. 
Doch was es v.a. gibt, sind soziale Probleme.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Roma und Sinti:
Im Fadenkreuz 

der Rechten
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FFBegrifflichkeit: Es finden 
sich Begriffe für die 
Menschen bzw. ihre 
Sprachen/Dialekte 
wie Sinti, Roma, Kale, 
Lovara, Kalderas, 
Gurbet, Kale, Arlije 
etc. In Westeuropa 
gibt es v.a. Sinti, in 
Osteuropa v.a. Roma. 
Wir verwenden die 
gebräuchlichste nicht-
rassistische Bezeich-
nung „Roma und Sinti“ 
als Überbegriff.
FFZahlen: In Europa 
leben geschätzte 10-12 
Millionen, sie sind 
die größte ethnische 
Minderheit. Alle Zahlen 
sind bestenfalls grobe 
Schätzungen, oft wird 
die Ethnie nicht erfasst 
bzw. viele Roma und 
Sinti geben diese wegen 
der Vorurteile nicht an.
FF In Österreich gibt es 
geschätzte 20-50.000 
Roma und Sinti 
(0,3 %); viele kamen 
als Flüchtlinge in Folge 
der Jugoslawienkriege.
FFDie meisten leben in 
Südosteuropa, in 
Bulgarien (> 10 % der 
Gesamtbevölkerung), 
Mazedonien und 
Tschechischen 
(> 9 %), Serbien und 
Rumänien (> 8 %) 
und Ungarn (> 7 %).
FFNur 5 % migrieren 
dauerhaft oder 
saisonal; die meisten 
sind sesshaft.
FFArmut: Europaweit 
sind ein Drittel 
arbeitslos, 20 % haben 
keine Gesundheits-
versicherung und 

90 % leben unter der 
Armutsgrenze.
FFDie Lebenserwartung liegt 
rund 10 Jahre unter jener 
der Durchschnittsbevöl-
kerung – ein typisches 
Armutsphänomen.
FFDiskriminierung und 
Verfolgung: Bereits 
in der Monarchie und 
auch in der Republik 
Österreich werden Roma 
und Sinti diskriminiert. 
1936 wurde in Wien die 
Internationale Zentral-
stelle zur Bekämpfung 
der „Zigeunerplage“ 
geschaffen.
FFWährend des National-
sozialismus wurde die 
Verfolgung noch bis zum 
Völkermord gesteigert, 
dem im Machtbereich 
der Nationalsozialisten 
300 – 600.000 Menschen 
zum Opfer fielen.
FFNach 1945 gibt es kaum 
Wiedergutmachung; in 
Österreich werden sie 
erst 1993 als ethnische 
Gruppe anerkannt.
FF Im Februar 1995 
werden vier Roma in 
Oberwart/Burgenland 
bei einem Rohrbom-
benattentat getötet.
FF In den letzten Jahren 
werden u.a. aus 
Schweden, Italien, 
Frankreich und Öster-
reich Roma und Sinti 
abgeschoben, in u.a. 
Ungarn, Italien und der 
Tschechischen Republik 
gibt es Pogrome. 

Quellen: http://romani.uni-graz.at/rom-

base, UNICEF, Europarat, Studien zur inter-

national und interkulturell vergleichenden 

Erziehungswissenschaft.

Die Herkunft der Roma und 
Sinti ist umstritten, seit 
vielen Jahrhunderten le-
ben sie in Europa. In vie-
len Ländern durften sie nur 
wenige Jobs ausüben – was 
das Herumziehen zu ei-
ner ökonomischen Not-
wendigkeit machte. Wo es 
ihnen möglich war, wur-

den sie sesshaft (z.B. im 
Burgenland seit über 400 
Jahren). Sie waren, auch 
weil sie als Soldaten und 
Schmiede benötigt wur-
den, geduldet. Schon da-
mals wurden sie aber auch 
verfolgt, u.a. von der – auch 
heute noch im Burgenland 
(einfluss)reichen – Fami-
lie Esterházy. Unter Maria 
Theresia und Josef II wur-
den die Roma und Sinti Ziel 
von Zwangsanpassungs-
programmen: Ihre Spra-
che und das Herumziehen 
wurde verboten, sie muss-
ten in „Zigeuner-Häusern“ 
am Stadtrand leben, durf-
ten nur untereinander hei-
raten und die Kinder wur-
den ihnen weggenommen 
(eine Politik, die bis ins 21. 
Jahrhundert anhält und 
konträr zum Vorurteil ist, 
dass „die Zigeuner“ Kin-
der stehlen würden!). Die 
erzwungene Sesshaftig-
keit steht auch in Zusam-
menhang mit der Etablie-
rung eines starken Staa-
tes. Er wollte über „sein“ 
Staatsvolk Bescheid wissen 
und sah dieses je nach po-
litischer, militärischer und 
wirtschaftlicher Notwen-

digkeit als Manövriermas-
se.

Auch in der Republik Ös-
terreich ging die Diskrimi-
nierung weiter. 1922 wur-
den im Burgenland per Er-
lass Roma und Sinti in ih-
ren Heimatgemeinden 
festgehalten. 1925 wur-
den alle Roma und Sin-

ti fotografiert. 1936 wurde 
in Wien die Internationa-
le Zentralstelle gegen die 
„Zigeunerplage“ gegrün-
det. Als die Nationalsozia-
listen 1938 auch in Öster-
reich die Macht übernah-
men, war die Vorarbeit 
schon geleistet. So waren 
sie z.B. im Burgenland in 
der „Zigeunerkartothek“ 
erfasst. Sie fielen nun unter 
die „Nürnberger Rassege-
setze“. Die Vernichtungs-
quote bei Roma und Sinti 
war extrem hoch und wird 
auf bis zu 90  % geschätzt. 
Dies wohl auch, weil sie 
zu den Ärmsten gehörten 
und die für ein Visum – so-
lange das überhaupt mög-
lich war – nötigen Mittel 
fehlten. Aber nicht nur in 
Deutschland, auch von den 
Verbündeten wurden Ro-
ma und Sinti verfolgt und 
ermordet, in Jugoslawien, 
Frankreich, Italien, Un-
garn. Insgesamt fielen ge-
schätzte 300-600.000 Ro-
ma und Sinti dem Naziter-
ror zum Opfer. 

Entschädigung gab es 
nach 1945 kaum, dafür 
ging die Diskriminierung 
weiter – auch weil die Tä-
ter oft im Amt blieben, teil-

weise sogar als Gutachter 
bei Entschädigungspro-
zessen. Die meisten Roma 
und Sinti leben in Ländern, 
die nach 1945 vom Stalinis-
mus beherrscht waren. Der 
Umgang war hier wider-
sprüchlich. Sie wurden als 
Arbeitskräfte gebraucht, 
was einen gewissen sozi-

alen Aufstieg ermöglich-
te. Es gab aber auch eine 
erzwungene Sesshaftma-
chung und eine Fortset-
zung der Diskriminierung. 
Nach der Restauration des 
Kapitalismus gehörten Ro-
ma zu den ersten Opfern 
von Jobverlusten und sozi-
alem Abstieg.

Von außen erzwungene 
„Wanderungen“ gab es im 
Zuge der Jugoslawienkrie-
ge, wo viele der Flüchtlin-
ge nach Westeuropa Roma 
waren. Viele von ihnen le-
ben seither in Westeuro-
pa und sind immer wie-
der Opfer der Abschiebe-
politik. Aber nicht nur die 
Vertreibung aus der neuen 
Heimat, sondern auch Ver-
folgung, bis hin zur Ermor-
dung von Roma und Sinti 
kommen wieder häufiger 
vor. Im Februar 1995 wur-
den vier Roma in Ober-
wart/Burgenland bei ei-
nem Rohrbombenattentat 
getötet. Die dramatische 
soziale Lage der österrei-
chischen Roma und Sinti 
ging damals durch die Me-
dien. Angriffe und Berichte 
über die triste soziale Lage 
gibt es in ganz Europa. 

Zwischen „dreckiger 
Zigeuner“ und „rassige 
Musiker“ - Vorurteile 
und Diskriminierung

Zahlen und Fakten:
Roma & Sinti

Diskriminierung von Roma:

Quelle: European Union Agency for Fundamental Rights, 2012 Grafik: SH

Die offizielle Politik findet schöne Worte.
Aber das Geld für eine Verbesserung 
der sozialen Situation fehlt..

50 % haben bereits 
Diskriminierung am 
Arbeitsplatz erlebt.

Aber nur 40 % wissen, 
dass es Gesetze gegen 
Diskriminierung gibt.
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Die Begriffe sind unklar und ähnlich. Letztere bedeutet 
mehr als formelle "StaatsbürgerInnenschaft". Bei Volk 
und Ethnie besteht große Überschneidung, weshalb wir 
"Ethnie" verwenden. Das auch, da oft "Volk" als reaktio-
närer Kampfbegriff im Sinne einer "Volksgemeinschaft" 
ohne Klassenwidersprüche verstanden wird. Die ver-
schiedenen Zuschreibungen von Ethnien und Nation 
entsprechen konkreten historischen Situationen und 
den ökonomischen Produktionsverhältnissen, spiegeln 
aber auch ideologische Vorstellungen wieder. Sie sind 
weitreichend willkürlich und v.a. veränderlich und ha-
ben Einfluss auf die Entwicklung der Gesellschaft.

Dennoch macht es oft Sinn, eine solche Eintei-
lung als Ausgangspunkt anzuerkennen und es gibt 
kulturelle Traditionen, die bewusst erhalten wer-
den. Sowohl für "Ethnie" als auch "Nationalität" wer-

den Merkmale wie Sprache, Traditionen, Lebensweise, 
Religion(szugehörigkeit), Äußerlichkeiten wie Hautfar-
be und die Geographie herangezogen.

Die Schaffung moderner Nationalstaaten war ein Er-
gebnis der Entwicklung der kapitalistischen Produk-
tionsweise. Eine "Nationalität" war verbunden mit der 
Entstehung der Nation als Grundlage für die Überwin-
dung des Feudalismus. Eine geographische Abgrenzung 
wirkte begünstigend; ebenso wie eine kulturell bzw. 
ideologisch gewachsene Identität in der Hochphase der 
bürgerlichen Revolutionsperiode (Ende 18. bis Mitte 19. 
Jahrhundert).

"Aus dem Völkergewirr des frühesten Mittelalters ent-
wickelten sich nach und nach die neuen Nationalitäten, 
ein Prozess, bei dem bekanntlich in den meisten ehe-
mals römischen Provinzen die Besiegten den Sieger, der 
Bauer und Städter den germanischen Herrn sich assimi-
lierten. Die modernen Nationalitäten sind also ebenfalls 
das Erzeugnis der unterdrückten Klassen ... Die Sprach-
gruppen einmal abgegrenzt ... war es natürlich, dass 
sie der Staatenbildung zur gegebenen Grundlage dien-
ten, dass die Nationalitäten anfingen, sich zu Nationen 
zu entwickeln" (F. Engels, Über den Verfall des Feuda-
lismus, 1884).

Da diese Punkte bei Roma & Sinti nicht zutreffen ist 
die Beschreibung als Ethnie bzw. ethnische Minderheit 
sinnvoll. Die geographische Zersplitterung ist ein wich-
tiger Faktor. Eine "Nation-Werdung" ist praktisch aus-
geschlossen. Auch angesichts der immer größer wer-
denden Probleme des Kapitalismus weltweit ist die Ent-
stehung eines neuen lebensfähigen Nationalstaates, 
fragmentiert und zwangsläufig auf Kosten anderer, ext-
rem unwahrscheinlich.

Der abwertende "Zigeuner"-Begriff wird auch dann von 
den Herrschenden verwendet, wenn es um Hetze gegen 
jene geht, die sich nicht den bürgerlich-kapitalistischen 
Verhältnissen unterordnen. In Klassengesellschaften 
sehen sich viele Ethnien immer wieder Benachteiligun-
gen (der Teile/Herrsche-Politik) sowie Intoleranz aus-
gesetzt. MarxistInnen stellen sich gegen Zwangsassimi-
lierung. Jede frei gewählte und selbstbestimmte Form 
zu leben und sich kulturell auszudrücken muss gegen 
bürgerliche Zwangsnormen verteidigt werden. Es wä-
re demnach auch für Roma & Sinti ein erstrebenswertes 
Ziel, das herrschende System zu überwunden, in dem sie 
mehrheitlich mit Armut konfrontiert sind und zu Sün-
denböcken für wirtschaftliche Krisen gemacht werden. 
	 	 Georg Kumer und Franz Neuhold

"Volk", "Ethnie", "Nation"
und "Nationalität"...

Marx aktuell

Die Politik reagiert – zu-
mindest formal: Wir be-
finden uns im „Jahrzehnt 
der Integration der Roma 
2005-2015“, 2011 hat die 
Europäischen Kommission 
den „EU-Rahmen für na-
tionale Strategien zur Inte-
gration der Roma bis 2020“ 
fixiert und der österreichi-
sche Ministerrat hat 2012 
einen Beschluss zu seiner 
Umsetzung gefällt. Doch 
selbst die EU hat festge-
stellt, dass es zwar viele 
Beschlüsse und Vorschläge 
gibt, „sich an der Alltags-
situation der meisten Ro-
ma wenig geändert [hat])“. 
Was logisch ist, da der Kern 
des Problems ein soziales 
ist. Die Arbeitslosigkeit bei 
Roma liegt in Kosovo/a bei 
fast 100  % – aber die Ge-
samtarbeitslosigkeit eben-
falls bei 45 %. Ist es da ver-
wunderlich, wenn sich 
Menschen auf den Weg in 
andere Länder machen, um 
dort Arbeit zu finden? Und 
dass manche betteln, wenn 
sie keine Arbeit finden, 
kann auch wenig verwun-
dern. Wobei die gesamte 
Betteldebatte eine verloge-
ne ist. Nicht nur, dass Men-
schen für ihre Armut be-
straft werden, es wird mit 
rassistischen Klischees und 
Vorurteilen gearbeitet. Es 
geistert eine „Bettelmafia“ 
durch die Medien. Für die 
gibt es aber, wenn konkret 
untersucht wird (wie ei-
ne jüngst in Salzburg ver-
öffentlichte Studie zeigt), 
außer den Behauptungen 
der Politik wenig Anhalts-
punkte. Und dass Politiker 
viel erfinden, um ihre ras-
sistische Politik zu recht-
fertigen, ist bekannt.

Natürlich gibt es überbe-
legte Wohnungen, in de-
nen oft mehrere Familien 

auf engstem Raum zusam-
menleben – mit allen Prob-
lemen. Doch das liegt nicht 
daran, dass Roma und Sinti 
das so mögen, sondern dass 
sie wenig Geld haben und 
oft bei der Wohnungssuche 
diskriminiert werden. Trä-
gerInnen von „typischen“ 
Roma-Namen“ oder Men-
schen die „so aussehen“, 
werden auch in Österreich 
2013 bei Wohnen, Jobs, 
Lokalbesuchen diskrimi-
niert. 

In ganz Ost- und Südost-
europa hat sich die soziale 
Lage seit der Rückkehr des 
Kapitalismus verschlech-
tert. Menschen am Rand 
der Gesellschaft sind davon 
natürlich besonders be-
troffen – also auch Roma. 
So können 85 % der Roma-
haushalte in dieser Regi-
on keine ausreichende Er-
nährung sicherstellen. Die 
Kindersterblichkeit ist bei 
Roma und Sinti 2-6 mal 
höher – nicht, weil sie we-
niger auf ihre Kinder auf-
passen, sondern weil das 
Gesundheitswesen insge-
samt zusammengekürzt 
wird und die Ärmsten da-
von besonders betroffen 
sind. 

Ähnlich beim Beispiel 
Bildung: Wo es die Mög-
lichkeit für Bildung gibt, 
wird diese in der Regel 
auch angenommen: Nur 
14  % der Roma und Sin-
ti brechen den Schulbe-
such ab, weil „das Kind 
genug kann“ (aber 23  % 
der Gesamtbevölkerung). 
In Frankreich wurde die 
15jährige Roma Leonarda 
Dibrani bei einem Schul-
ausflug abgeholt, um sie 
abzuschieben – das führ-
te zu Protesten in ganz 
Frankreich. Auch bei der 

Bildung ist es eine soziale 
Frage: 51 % der Roma und 
Sinti (41  % der Gesamt-
bevölkerung) müssen die 
Schule aus Kostengründen 
abbrechen. Bezeichnend 
auch, dass ältere Roma 
und Sinti besser ausgebil-
det sind und die Analpha-
betenrate niedriger ist als 
bei jüngeren: eine direk-
te Folge des Kapitalismus 
und seiner Kürzungspoli-
tik in den ehemaligen sta-
linistischen Staaten. Doch 
auch eine rassistische Poli-
tik des Staates kommt hier 
zum Tragen, wenn z.B. in 
Tschechien Roma-Kinder 
oft einfach in Sonderschu-
len abgeschoben werden – 
so wie es in Österreich lan-
ge mit „Ausländer-Kin-
dern“ gemacht wurde.

Roma und Sinti gehören 
nach wie vor zu den ärms-
ten Schichten der Bevölke-
rung. Sie sind von der Sozi-
alabbaupolitik und der zu-
nehmenden Arbeitslosig-
keit besonders betroffen. 
Sie sind nicht „anders“ – 
sie sind arm. „Die Sinti und 
Roma erscheinen auch als 
Stellvertreter eines regel-
rechten Hasses gegen die 
Armen bzw. jene, die man 
mit Armut assoziiert. Sozi-
ales Elend mag existieren, 
soll aber bitte nicht sicht-
bar sein. Durch den Antizi-
ganismus wird eben nicht 
Mitgefühl, oder im bes-
seren Falle Solidarität, für 
die von Armut oder Dis-
kriminierung betroffenen 
geschaffen, sondern Ver-
achtung und Hass erzeugt, 
auch bzw. besonders, wenn 
sich die Betroffenen weh-
ren.“ schreibt der deutsche 
Sozialist Daniel Pannicke 
völlig korrekt.		
		  Sonja Grusch
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Vom Dasein am Rande
zum aktiven Kampf
Nur wenige Debatten sind 
derart vorurteilsbela-
den wie jene über Roma 
und Sinti. Meist wird aus-
schließlich im Zusammen-
hang mit Kriminalität und 
einer vermeintlichen Bet-
telmafia diskutiert. Mit 
Blick etwa auf Ungarn be-

klagen viele den rabia-
ten Rassismus von Rechts-
regierung und faschisti-
scher Opposition – Roma 
und Sinti bleiben aber Ob-
jekte der Debatte. Sie wer-
den auf die Rolle als arme 
Opfer oder als folkloris-
tische KünstlerInnen re-
duziert. Ernst genommen 
werden sie – auch von den 
gutmeinenden – selten. 
Das ist aber notwendig und 
die Geschichte zeigt nicht 
wenige Fälle aktiven Wi-
derstands und selbstbe-
wusstem Kampfes von Ro-
ma und Sinti für ihre eige-
nen Rechte und als Teil des 
Kampfes für allgemeine so-
ziale und demokratische 
Rechte.

Vor allem in der Sowje-
tunion, Bulgarien und Ju-
goslawien spielten sie eine 

oft zentrale Rolle im Wi-
derstand gegen die deut-
sche Besatzung. Der Ver-
nichtungs-Antiziganismus 
der Nazis führte dazu, dass 
sich tausende den Partisa-
nInnen anschlossen. In Ju-
goslawien hatten sie in der 
Volksbefreiungsarmee eine 

zentrale Rolle, gingen je-
doch in die jugoslawische 
Geschichtsschreibung nur 
als kämpfende KroatInnen, 
SerbInnen etc. ein. Es gab 
auch selbständige Wider-
standsgruppen, wie jene 
von Walter Catter, die vor 
allem in Venetien operier-
te. Die Erinnerung an den 
Widerstand von Roma und 
Sinti wurde auch wegen 
des weit verbreiteten An-
tiziganismus kaum gewür-
digt. In Frankreich wur-
den die von den Nazis er-
richteten „Zigeuner“-La-
ger oft nach der Befreiung 
des Landes sogar weiter-
geführt, die Häftlinge teils 
erst 1946 entlassen.

In der ArbeiterInnenbe-
wegung haben Roma und 
Sinti eine geringe Rolle ge-
spielt. Sie lebten meist in in-

dustriell und politisch un-
terentwickelten Regionen 
Osteuropas, in denen auch 
die ArbeiterInnenbewe-
gung lange schwach war. 
Die Aufhebung der Sklave-
rei (!) von Roma in Rumä-
nien Mitte des 19. Jahrhun-
derts führte zu einer Mig-

rationswelle nach Westen. 
Die rassistische Gesetzge-
bung der westlichen Regie-
rungen gegen das „Zigeu-
nerunwesen“ verunmög-
lichte die Integration in die 
bestehenden wirtschaftli-
chen und sozialen Struk-
turen und isolierte viele 
Roma und Sinti von der Ar-
beiterInnenbewegung. Das 
änderte sich erst (teilwei-
se) mit den Umwälzungen 
in Osteuropa nach 1945. 
Die herrschende stalinisti-
sche Bürokratie setzte zwar 
auf ihre Integration in den 
Produktionsprozess, hielt 
aber gleichzeitig die ethni-
sche Diskriminierung auch 
aus dem Prinzip „Teile und 
Herrsche“ aufrecht.

Die kapitalistische Restau-
ration beendete den oh-

nehin langsamen und wi-
dersprüchlichen Integrati-
onsprozess und zwang Ro-
ma und Sinti wieder an den 
Rand der Gesellschaft. Eine 
kleine Schicht, die sich in 
den vorherigen Jahrzehn-
ten etabliert hatte, stellte 
in Folge eine intellektuel-
le und politische Elite dar. 
Von dieser werden auch 
die meisten Roma und Sin-
ti-Organisationen, die sich 
für die Rechte der Minder-
heit einsetzen, getragen. So 
wichtig dies ist, eine Ver-
besserung der bestehenden 
Situation wurde so bisher 
noch nicht erreicht.

Es gibt aber sehr wohl 
von unten organisierten 
oder spontan auftretenden 
Widerstand von Roma und 
Sinti. 2004 kam es zu einer 
Hungerrevolte tausender 
slowakischer Roma. Eben-
so sind Roma und Sinti Teil 
von allgemeinen Protesten 
gegen die – nicht nur für 
sie, aber für sie besonders – 
dramatische soziale Lage in 
den osteuropäischen Län-
dern.

Die soziale Krise infolge 
des Zusammenbruchs des 
„Ostblocks“ hat eine neue 
Welle rechtsextremer und 
neonazistischer Parteien 
an die Oberfläche gespült. 
Diese treten oft mit bruta-
ler Militanz gegen Roma, 
Juden/Jüdinnen etc. auf. 

Eine Reihe von Morden in 
Ungarn, Slowakei, Bulga-
rien durch FaschistInnen 
und das (teils wohlwollen-
de) Schweigen des Staates 
haben zu einer Welle von 
selbstorganisiertem Wider-
stand geführt. 2012 mach-
te der ungarische Rom Fe-
renc Bagó Schlagzeilen, als 
er die Gründung einer Ro-
ma-Garde ankündigte, 
um „Roma, Juden und al-
le sich bedroht fühlenden 
Minderheiten auf Anforde-
rung [zu] beschützen, bis 
die Polizei eintrifft.“ An-
gesichts der zahlreichen 
Morde durch Jobbik-Fa-
schisten absolut notwen-
dig. (Der ungarische Staat, 
der die Roma nicht schützt, 
war rasch zur Hand, um die 
notwendige Selbstverteidi-
gung zu verhindern!)

Ebenfalls positiv ist, dass 
Naziaufmärsche in Roma 
und Sinti-Vierteln, wie zu-
letzt im Sommer in Prag, 
durch aktiven Widerstand 
der BewohnerInnen teil-
weise verhindert werden 
konnten. Doch sollten die 
Organisationen der Ar-
beiterInnenbewegung da-
bei nicht abseits stehen, 
sondern aktiver Teil die-
ser Kämpfe sein und den 
Kampf für die Rechte von 
Roma immer auch mit so-
zialen Forderungen verbin-
den.	 Jan Rybak

Angesichts von Verarmung und Verfolgung
zeigte und zeigt sich immer wieder 
Widerstand von Roma und Sinti 
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Ab Sommer 2015 soll die 
standardisierte, kompe-
tenzorientierte Reifeprü-
fung durchgeführt wer-

den. Mittlerweile wurde 
sie in der Praxis getestet. 
Es gab Schularbeiten, oder 
auch Probe-Reifeprüfun-
gen, deren Ergebnisse sind 
allerdings katastrophal. 
Meistens fielen ein Großteil 
der SchülerInnen durch. 
Sind Österreichs LehrerIn-
nen und SchülerInnen un-
fähig? Nein, es liegt an dem 
System, das nicht auf „Ver-
ständnis lernen“ basiert.

Die LehrerInnen haben 
zwei Möglichkeiten: Ent-
weder sie beziehen die 
Interessen und Bedürf-

nisse der SchülerInnen 
ein, gestalten es interes-
sant. Oder sie peitschen 
den Stoff durch, um den 
Jugendlichen eine Chan-
ce auf eine positive Rei-
feprüfung zu geben und 
bleiben eng am Lehrplan.

Die Zentralmatura än-
dert das unfaire Noten-
system nicht, sie macht 
es noch schlimmer. Nicht 
der Weg zählt z.B. in Ma-

the, sondern nur das Er-
gebnis. Letztendlich 
müssen SchülerInnen sich 
so viel wie möglich an De-
tailwissen aneignen, um 
alles bei einer Prüfung 
wiederzugeben – und da-
nach zu vergessen. 

Es ginge auch anders: 
fächerübergreifende Pro-
jekte, in die Jugendliche 
in der Praxis das Erlern-
te einbringen, statt Stress 
und Lern-Bulimie. Jun-
ge Menschen würden kri-
tisch herangezogen wer-
den, anstatt zu lernen, 
wie man gehorcht und 
zu funktionieren hat. In-
dividualität würde ge-
fördert und nicht unter-
drückt werden. Aber das 
sollen wir aktuell ja gar 
nicht!

	   Sedef Yavuz

Zentralmatura? 
Nein, danke!

Zentralmatura und 
„kompetenzorientiertes Lernen“
– ein Widerspruch!

Rechte Gewalt erlebt eine 
unerfreuliche Renaissance 
in Österreich. Ob die neo-
nazistische Gruppe “Ob-
jekt 21“ (von der einige vor 
Gericht standen), Haken-
kreuz- und NS-Schmie-
rereien oder der alltägli-
che Rassismus: Diese Vor-
fälle nehmen zu und gehen 
mit einer erhöhten Gewalt-
bereitschaft vom rechten 
Rand einher. 

Gleichzeitig fantasiert 
der Verfassungsschutzbe-
richt von einem geringen 
Ausmaß an Aktivitäten. 
Rechtsextrem motivierte 
Vandalismusakte in Wien 
und v.a. Salzburg zeigen je-
doch, wie die Realität aus-
sieht. Rund 70 Stolpersteine 
(Gedenksteine für die Op-
fer des Nationalsozialismus) 
wurden beschmiert. Darü-
ber hinaus wurden am Jah-
restag der Novemberpogro-
me die Schlösser der Syna-
goge in Salzburg verklebt, 
die schon vorher mehrmals 
beschädigt worden war. 
Ebenfalls zum Jahrestag 
kam es auch in Wien und 
Kärnten zu Nazi-Schmie-
rereien.

Aber nicht nur in Salz-
burg, sondern österreich-
weit und über die Grenzen 
hinaus ist verstärkte Ge-
waltbereitschaft vom rech-
ten Rand spürbar. In Grie-
chenland ermorden die Fa-
schisten Menschen, in Ös-
terreich ist es noch nicht 
so weit. Aber am 27.  Ok-
tober stürmten 30 Rechts-

radikale die Räumlichkei-
ten des türkischen Migran-
tInnenvereins ATIGF. Zum 
Zeitpunkt des Angriffs wa-
ren Kinder anwesend. Nur 
durch ein entschlossenes 
Auftreten der anwesenden 
Linken und Gewerkschaf-
terInnen konnte Schlim-
meres verhindert werden. 
Von Seiten der Polizei hieß 
es, ein politischer Hinter-
grund müsse „erst noch 
überprüft werden“.

Solche Aussagen sind 
nicht die Ausnahme. Sie 
zeigen, dass Behörden und 
Polizei Neonazis kaum be-
hindern.

Sie fühlen sich sicher und 
zeigen wieder Selbstbe-
wusstsein So etwa auch bei 
den Aktivitäten der „Iden-
titären“. Als diese Anfang 
2013 die Votivkirche „be-
setzten“, wo die Flüchtlin-
ge lebten, schritt die Polizei 
nicht ein.

All das lässt nur eine 
Schlussfolgerung zu. Wir 
können uns nicht auf den 
Staat verlassen. Es ist not-
wendig, dass wir uns selbst 
gegen die rechte Gefahr or-
ganisieren. So hat sich et-
wa in Salzburg die über-
parteiliche „Plattform ge-
gen Rechts“ mit Beteili-
gung der SLP gebildet. Nur 
mittels einer breiten anti-
faschistischen Front un-
ter ArbeiterInnen und Ju-
gendlichen können wir uns 
vor der stärker werdenden 
rechtsextremen Bewegung 
schützen.    Stefan Reifberger

SchülerInnen können kämpfen!
SchülerInnen haben oft be-
wiesen, dass sie in der Lage 
sind, erfolgreiche Kämpfe 
gegen Kürzungen umzu-
setzen. So gab es in den 90er 
Jahren Streiks der Schüle-
rInnen und 2000 einen po-
litischen Schulstreik ge-
gen blau-schwarz. Der Hö-
hepunkt folgte 2009: Über 
60.000 SchülerInnen be-
teiligten sich an Demonst-
rationen im Rahmen eines 
bundesweiten Schulstreiks 
gegen die geplante Auswei-
tung der Lehrverpflichtung 
und die Streichung schul-

autonomer Tage. Beide 
Verschlechterungen wur-
den erfolgreich zurückge-
drängt.

Dieser Kampfgeist zeigt 
sich jetzt wieder: Die 
SchülerInnen des Wiener 
BRG Marchettigasse riefen 
am 25.11. zum schulinter-
nen Streik gegen die un-
durchsichtige Zentralma-
tura und deren unfairen 
Benotung auf, am 12.12. 
folgt eine wienweite De-
monstration. Und sie wis-
sen genau was sie tun!

	 Gabriel Winkelmüller

Rechte Gewalt 
nimmt zu

In Kärnten gibt es das „Alfred Gusenbauer“-Stipendi-
um. Voraussetzung: Sozial- oder Wirtschaftswissen-
schaftsstudium im Ausland. Die Jury: u.a. Gusenbauer, 
LH Kaiser und Peter Haselsteiner. Gibt's Pluspunkte 
für Diktatoren-Beratung (Gusi in Kasachstan)? Zer-
störung natürlicher Ressourcen (Gusi in Rumänien)?

Fundstück des Monats
Studieren dank Gusi?
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Sensation 
in Seattle

Kshama Sawant, Aktivistin 
von Socialist Alternati-
ve (Schwesterorganisation 
der SLP in den USA) wur-
de in den Stadtrat von Se-
attle gewählt. „Vorwärts“ 
interviewte Jess Spear, die 
mithalf, die Kampagne zu 
koordinieren.

Euer Wahlerfolg wird in zahl-
reichen Medien als „Histo-
risch“ bezeichnet – warum?

Wir waren die erste sozi-
alistische Wahlkampagne 
in Seattle seit 30 Jahren, 

die es über die Voraus-
scheidungen für die Stadt-
ratswahlen schaffte, und 
die erste seit über 100 Jah-
ren, die einen Sitz im Rat 
erreichte. In diesem Sinne 
war dies also historisch. 
Es gibt einen wachsenden 
Hunger nach einer po-
litischen und ökonomi-
schen Alternative zum Be-
stehenden. Wir haben ein 
Zwei-Parteien-System, 
das völlig kaputt und un-
fähig ist, grundlegende 
Leistungen für die Bevöl-
kerung zu garantieren. In 
diesem Kontext konnten 
wir der steigenden Wut 
Ausdruck geben und We-
ge aufzeigen, wie wir Din-
ge radikal ändern können.

Die Kampagne war auch 
historisch, weil sie zeig-
te, dass es möglich ist, mit 

einer Kampagne zu ge-
winnen, die sich nur auf 
ArbeiterInneninteressen 
stützte, keine Unterneh-
mensspenden annahm 
und die nicht nur unab-
hängig von den Demokra-
ten antrat, sondern sich 
als offen sozialistisch prä-
sentierte.

Was waren eure zentralen 
Forderungen und wie habt 
ihr sie präsentiert?

Unsere Hauptforderun-
gen konzentrierten sich 

darauf, die Stadt leistbar 
für alle zu machen, zum 
Beispiel: 15  $ Mindest-
lohn, leistbares Wohnen 
und Mietdeckelungen so-
wie eine Millionärssteuer, 
um Bildung und öffent-
lichen Verkehr zu finan-
zieren. Wir verbündeten 
uns mit streikenden Fast 
Food- ArbeiterInnen. Un-
sere Kampagne wurde die 
15 $-Kampagne.

Kshama wiederholte 
immer wieder, wie wich-
tig es ist, dass normale 
Menschen sich einbrin-
gen. Es gibt die Illusion 
in den USA, dass Wahlen 
Wandel bedeuten. Wenn 
du 15  $ Mindestlohn ha-
ben willst, wähl Kshama 
Sawant. Die macht das für 
dich. Wir waren uns des-
sen bewusst und haben 

hart daran gearbeitet, den 
ArbeiterInnen und Unter-
stützerInnen der Kampa-
gne klarzumachen, dass 
dies ein langer Kampf 
wird, dass sie weiter ak-
tiv bleiben müssen. Egal 
wo wir hinkamen, unse-
re Kampagne wurde po-
sitiv aufgenommen. Egal 
ob wir auf der Seattle Pri-
de marschierten, vor einer 
Moschee Flyer verteilten 
oder auf all den Kandida-
tInnen-Hearings: Überall 
waren die Menschen fas-
ziniert von der Kampagne.

Wie baute sich die Kampag-
ne auf?

Unsere Kampagne inspi-
rierte. Das war die häu-
figste Antwort, die ich be-
kam, wenn ich Freiwilli-
ge fragte, warum sie da-
bei sind. Für sie war es 
völlig klar. Du willst, dass 
diese Art Politik sich ge-
gen die Politik der Banken 
und Konzerne durchsetzt? 
Dann tu was dafür. Nach 
den Vorausscheidungen 
kontaktierten uns rund 
um die Uhr Menschen 
und fragten, wie sie hel-
fen könnten. Wir organi-
sierten Freiwilligen-Trai-
nings. High School-Schü-
lerInnen müssen von der 
Schule aus in ihrem letz-
ten Jahr bei einer Kam-
pagne mitarbeiten – also 

hatten wir plötzlich zwei 
Dutzend High School- 
SchülerInnen, die sich 
freiwillig meldeten. Viele 
von ihnen sahen ihre Be-
teiligung an der Kampag-
ne als Beitrag, Geschich-
te zu schreiben. Zurecht. 

Was werden eure nächsten 
Schritte sein?

Gerade konzentrieren wir 
uns auf die 15  $-Mindest-
lohnkampagne. In einer 
Nachbarstadt, Seatac, er-

reichte eine Initiative eine 
Volksbefragung über ei-
nen 15  $-Mindestlohn für 
Flughafen- und Hotelar-
beiterInnen und gewann. 
Gemeinsam mit unse-
rer Kampagne hat das das 
Thema enorm populär ge-
macht. Wir arbeiten mit 
Gewerkschaften zusam-
men, um Anfang nächsten 
Jahres eine Kundgebung 
mit 10.000 Menschen zu 
organisieren. An ihrem 
ersten Tag im Amt wird 
Kshama einen Antrag auf 
15 $ Mindestlohn einbrin-
gen. Allerdings glauben 
wir nicht, dass die ande-
ren Mitglieder des Stadt-
rats dem Antrag zustim-
men werden. Deswegen 
wollen wir Unterschriften 
für eine Volksbefragung 
2014 sammeln.

Was bedeutet der Sieg im 
Zusammenhang mit der 
Notwendigkeit, eine Alter-
native zu den zwei Parteien 
des Big Business im ganzen 
Land aufzubauen?

Eine neue Umfrage zeigt, 
dass 60 % der US-Ameri-
kanerInnen denken, dass 
das Zwei-Parteien-Sys-
tem nicht funktioniert 
und wir eine dritte Partei 
brauchen. Socialist Al-
ternative ruft andere so-
zialistische Organisatio-
nen, die Green Party und 

unabhängige Linke da-
zu auf, 2014 Kampagnen 
wie unsere zu starten. 
100 unabhängige, linke 
Kampagnen 2014 wären 
ein Riesenschritt nach 
vorne und könnten Mil-
lionen inspirieren. Nur 
durch die Stärke verein-
ter Bewegungen können 
wir beginnen, die Kür-
zungen zurückzuschla-
gen, eine unabhängi-
ge ArbeiterInnenpartei 
schaffen und den Kampf 
für eine gerechtere und 
nachhaltigere, für eine 
sozialistische Welt aus-
weiten.

Das Interview führte
Sebastian Kugler

http://www.
socialistalternative.org

Bei den Wahlen am 6.11.2013 schaffte 
die Sozialistin Kshama Sawant 
den Einzug in den Stadtrat von Seattle/USA.
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Bereits vor Eintreffen des 
Sturms auf den Philippi-
nen war klar, wann der 
Taifun welche Inseln tref-
fen würde. Doch viele 

Menschen wurden nicht 
gewarnt oder hatten keine 
Schutzräume. In scharfem 
Kontrast zur Hilfsbereit-
schaft einfacher Menschen 
stand die Knausrigkeit der 
KapitalistInnen. Auch 
wenn Erdbeben und Tsu-
namis nicht vom Kapita-
lismus verursacht werden: 
Er macht sie zur vermeid-
baren Katastrophe. Weil 
Frühwarnsysteme nicht 
eingesetzt werden, weil in 
armen Gegenden die Bau-
substanz schlechter ist, 

weil zuerst den Wohlha-
benden geholfen wird, 
weil Hilfe nicht bei den 
Notleidenden ankommt. 
Bei Katrina 2005 wurden 

die Massen im Superdo-
me dürftig notversorgt, 
während im noblen Hyatt 
Hotel die Reichen unter-
gebracht, bekocht und als 
erste evakuiert wurden. 
2004 hat die Sri Lankesi-
sche Regierung Lieferun-
gen wochenlang aufgehal-
ten und dann an ihre Kli-
entel verteilt. 

Bei der jüngsten Klima-
konferenz setzten Staaten 
ihre Klimaziele sogar her-
ab. Laut KlimaforscherIn-
nen verursacht der Kli-

mawandel eine Zunah-
me von Wetterextremen 
(Stürme, Dürren). In der 
Krise versuchen Staaten, 
ihre eigene Wirtschaft zu 

schützen, um Profite zu 
sichern. Es ist eine Illusi-
on zu hoffen, dass sie eine 
gemeinsame Lösung fin-
den. Die einzige Möglich-
keit, den Klimawandel zu 
verlangsamen, ist es, den 
Kapitalismus sofort ab-
zuschaffen und durch ei-
ne international demo-
kratisch geplante Wirt-
schaft zu ersetzen. Die 
Zeit drängt – und es ste-
hen Menschenleben auf 
dem Spiel!	

	 Laura Rafetseder

Kapitalismus und Katastrophen

Nigeria: Arbeitsbedingungen

Verwüstung, Zerstörung, massenhaft Tote:
„Haiyan“ als unvermeidliche Naturkatastrophe?

Die EU und die USA verhan-
deln im Moment ein Frei-
handelsabkommen, das 
unter dem Namen “Transl-
atlantic Trade and Invest-
ment Partnership” (TTIP) 
läuft. Die Verhandlungen 
laufen geheim ab, aber ei-
nige Details über den In-
halt wurden geleakt. TTIP 
beinhaltet Angriffe auf Ar-
beiterInnenrechte sowie 
den KonsumentInnen- 
und Umweltschutz. Wie 
bei Freihandelsabkommen 
üblich, sollen Regulierun-
gen „harmonisiert“, d.h. 
den für die Unternehmen 
günstigsten und die Arbeit-
nehmerInnen schlechtes-
ten Standards angeglichen 
werden. 

Hintergrund ist die kri-
senbedingte Suche nach 
neuen Profitmöglichkeiten. 
Die Entwürfe beinhalteten 
mehrere Paragraphen über 
“geistige Eigentumsrech-
te”. Das ist wohl eine Neu-
auflage von ACTA, das letz-
tes Jahr von einer Massen-
bewegung gestoppt worden 
war. Der weitestreichende 
Teil von TTIP ist jedoch der 
sogenannte „dispute settle-
ment mechanism“. So wür-
de eine Art übernationaler 
Gerichtshof geschaffen, wo 
Investoren Regierungen für 
Gesetze, die ihren Profiten 
schaden, verklagen kön-
nen. Ein Präzedenzfall ist 
der Fall Philipp Morris ge-
gen Australien: Der Tabak-
konzern hat auf Basis des 
Freihandelsabkommens 

Australien-Hong Kong die 
australische Regierung we-
gen neuen Tabakgesetzen 
verklagt. 

Wenn die Krise anhält oder 
sich weiter vertieft, wird 
die herrschende Klasse in 
Europa und den USA TTIP 
benützen, um ArbeiterIn-
nenrechte und Lebensstan-
dards weiter auszuhöhlen. 
TTIP bedeutet eine wei-
tere Aushöhlung der bür-
gerlichen Demokratie und 
ist auch eine Waffe gegen 
eventuelle linksreformisti-
sche Regierungen – wenn 
z.B. eine Syriza-Regierung 
Verstaatlichungen umsetzt, 
könnte sie von Konzernen 
auf Strafzahlungen verklagt 
werden. 

Es ist dringend nötig, den 
Kampf gegen TTIP zu orga-
nisieren. Eine Massenkam-
pagne gegen TTIP müsste 
Proteste, Demonstrationen 
und Streiks beinhalten. Die 
Niederlage von ACTA letztes 
Jahr zeigt, dass das möglich 
ist. Wir können uns nicht 
auf bürgerliche PolitikerIn-
nen verlassen. Damit dieser 
Kampf erfolgreich ist, müs-
sen wir neue Parteien auf-
bauen, die die Interessen 
der ArbeiterInnen wirk-
lich vertreten. Sie könnten 
nicht nur den Kampf ge-
gen das Freihandelsabkom-
men entschieden führen, 
sondern auch die Frage ei-
ner sozialistischen Gesell-
schaft auf die Tagesord-
nung setzen.	 Brettros

Freihandelsvertrag 
stoppen!

Am 11.10. begann der Streik 
der ArbeiterInnen der in 
Nigeria ansässigen Fir-
ma „Dura Pack“. Das ist 
eine von zahlreichen chi-
nesischen Firmen der Lee 
Gruppe in Nigeria, be-
kannt für extrem ausbeu-
terische Bedingungen. Ge-
fordert wird: das Recht auf 
die Mitgliedschaft in einer 
Gewerkschaft, Lohnerhö-
hung, Arbeitszeitverkür-
zung, Arbeitsplatzsicher-
heit, Urlaub und das Recht 
auf Krankenstand. De-
mocratic Socialist Move-

ment (CWI in Nigeria) und 
die “Campaign for Demo-
cratic and Workers' Rights” 
(CDWR) unterstützen den 
Streik von Anfang an. Bei-
de betonen, dass die Kla-
gen der Gewerkschaft 
nicht reichen, sondern So-
lidaritätsstreiks nötig sind. 
Für den Fall einer Schlie-
ßung der Fabrik fordern 
sie von der Regierung, die-
se zu übernehmen und sie 
von ArbeiterInnen demo-
kratisch verwalten zu las-
sen.

	 www.socialistnigeria.org

BRD: „Rettet die Freibäder!“
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Seit Monaten gibt es im 
deutschen Kassel eine 
Kampagne gegen die ge-
plante Schließung von 
Freibädern in den Stadt-
teilen Harleshausen und 
Wilhelmshöhe. Bei einer 
Demonstration im Sep-
tember zogen rund 1.000 
v.a. Jugendliche vor das 
Rathaus. Die rot-grüne 
Regierung weigert sich, 
Geld für die Sanierung 
der Freibäder auszugeben 
und spekuliert auf deren 
baldige Schließung. Si-
mon Aulepp, Stadtverord-

neter der Fraktion Kasse-
ler Linke und Mitglied der 
SAV (CWI-Deutschland), 
ist auch Teil der außerpar-
lamentarischen Kampag-
ne mit Plakat- und Unter-
schriftenkampagne und 
stellt den Schulterschluss 
mit u.a. Protesten gegen 
Schulschließungen her. 
Als ersten Erfolg kam es 
bei der Bürgerversamm-
lung am 14.11. zu einem 
Kompromiss – da er wa-
ckelig ist, wird die Kam-
pagne wohl weitergehen.	
		  www.sozialismus.info

EU-Wahlen 
Bei den kommenden EU-
Wahlen tritt Paul Murphy 
von der Socialist Party er-
neut in Dublin/Irland an, 
um seinen Sitz zu verteidi-
gen. In den letzten Jahren 
hat Paul u.a. Kampagnen 
für das Recht auf Abtrei-
bung und gegen die Spar-
programme initiiert. Es ist 
nicht zu verstehen, war-
um Brid Smith von der SWP 
(Schwesterorganisation der 
Linkswende) das gefähr-
det, indem er im gleichen 
Wahlkreis antritt.
		  www.socialistparty.net
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„Wenn Dein starker Arm es will…“

Die in den 1980er Jahren 
eingeläutete „Deindust-
rialisierung“ betraf auch 
Österreich. Schon Anfang 
der 1990er Jahre hatte die 
Fernsehserie „Ein echter 
Wiener geht nicht unter“, 
die das Schicksal der Pro-
letarierfamilie Sackbau-
er beschreibt, für jüngere 
Zuseher weitgehend exo-
tisch-skurrilen Charak-
ter: „Sowas gibt's heut' ja 
gar nicht mehr“.

Tatsächlich schien al-
les dafür zu sprechen. So 
sank der ÖGB-Organisati-
onsgrad der unselbständig 
Beschäftigten von 62,8  % 
(1970) auf 46, 9  % (1980) 
und betrug 2010 gar nur 
mehr 28,1  %. Laut WKO 
waren 2012 von 2,272.260 
unselbständig Beschäftig-
ten nur 630.160 im Sach-
güterbereich tätig – und 
davon waren nur 374.012 
ArbeiterInnen.

Heißt das nun tatsäch-
lich, dass es die Arbeite-
rInnen als Klasse nicht 
mehr gibt, dass jedeR als 
„Ich-AG“ im Dienstleis-
tungsbereich seines/ihres 
eigenen Glückes Schmied 
sei und somit von der 
Knechtschaft der schnö-
den Lohnarbeit befreit?

„Die wesentliche Be-
dingung für die Existenz 
und für die Herrschaft 
der Bourgeoisklasse ist die 

Anhäufung des Reichtums 
in den Händen von Priva-
ten, die Bildung und Ver-
mehrung des Kapitals; die 
Bedingung des Kapitals ist 
die Lohnarbeit. Die Lohn-
arbeit beruht ausschließ-
lich auf der Konkurrenz 
der Arbeiter unter sich.“ 
(Marx / Engels: Mani-
fest der Kommunistischen 
Partei)

Diese auch global(isiert)e 
Konkurrenz nutzte das 
von Reagan, Thatcher und 
Kohl geförderte Wirt-
schaftsmodell des Neo-
liberalismus. Der Nach-
kriegsaufschwung war 
vorbei, es wurde schwe-
rer, Geld gewinnbringend 
zu investieren. Um dem 
entgegenzuwirken, muss-
ten die Arbeitskosten re-
duziert werden. Durch 
Verlagerung der Produkti-
on in Billiglohnländer und 
Schwächung der Arbei-
terInnenbewegung „da-
heim“. So wurden in den 
Industrienationen große 
Betriebseinheiten filetiert, 
einzelne Bereiche ausgela-
gert, privatisiert und/oder 
geschlossen. So fanden 
sich die früher in einem 
einzigen Betrieb versam-
melten Belegschaften nun 
als vereinzelte Mitarbei-
terInnen vieler Einzelun-
ternehmen wieder. Wohl 

auch deswegen drängte 
2012 die Unternehmersei-
te vor den Kollektivver-
tragsverhandlungen auf 
ein Branchen-Splitting 
der bis dahin geeint ver-
handelnden MetallerIn-
nen.

Das alles hatte gemeinsam 
mit der Propagandawelle 
vom Ende der Geschichte 
auch Auswirkungen aufs 
Bewusstsein. JedeR wollte 
zur Mittelschicht gehören, 
keiner ein „Prolet“ sein. 
Anders ausgedrückt: Das 
Klassenbewusstsein sank 
parallel zum Grad der In-
dustrialisierung und den 
fehlenden Klassenkämp-
fen.

Der Bedarf der Wirt-
schaft an Lohnarbeit ist 
seither freilich nicht ge-
sunken. Er verlager-
te sich im ehemals indus-
trialisierten Westen in 
den Dienstleistungssektor 
und in prekäre Beschäf-
tigungsverhältnisse. Hier 
ist die Arbeitskraft billiger 
– weil oft ungelernt und/
oder oft schlechter orga-
nisiert. Viele der „neu-
en Selbstständigen“ sitzen 
zumindest für eine Zeit 
der Illusion auf, selbstbe-
stimmt zu sein und „es mit 
Fleiß zu was zu bringen“. 

Zwar gibt es bis heu-
te keine genaue statisti-

sche Erfassung, jedoch 
ergeben aktuelle Hoch-
rechnungen, dass in Ös-
terreich zwischen 35  % 
und 45  % aller Berufstä-
tigen in atypischen oder 
prekären Arbeitsverhält-
nissen beschäftigt sind: 
in unbezahlten Prakti-
ka, in befristeten oder so-
genannten „freien“ Ar-
beitsverhältnissen und in 
Leiharbeit. Und das alles 
weitgehend unter Umge-
hung arbeitsrechtlicher 
Bestimmungen oder kol-
lektivvertraglicher Rege-
lungen. Der französische 
Soziologe Pierre Bordi-
eu bezeichnet das als eine 
„Herrschaftsform, die auf 
der Errichtung einer zum 
Dauerzustand geworde-
nen Unsicherheit fußt und 
das Ziel hat, die Arbeit-
nehmer zur Unterwer-
fung, zur Hinnahme ihrer 
Ausbeutung zu zwingen“. 
Es stellt zwar keine gänz-
lich neue Qualität in der 
Herrschaft des Kapitalis-
mus dar, aber doch einen 
verkomplizierenden Fak-
tor. Diese Veränderungen 
haben die Gewerkschaften 
im großen Ganzen schlicht 
– verschlafen. Zwar hat die 
GPA/djp schon vor Jahren 
die IG „work@flex“ zum 
Thema eingerichtet. Aber 
insgesamt zeigt sich der 
ÖGB eher rat- und tatlos: 

„Flucht aus Arbeitsrecht 
durch atypische Beschäf-
tigung ist zu verhindern … 
Verhindern, dass Arbeit-
nehmerInnen in prekä-
re Arbeitsverhältnisse ge-
drängt werden“, heißt es 
recht unbeholfen im aktu-
ellen Leitantrag.

Mit der Verschärfung der 
Krise und der Erfahrung, 
dass es nicht reicht, flei-
ßig zu sein, verändert 
sich auch das Bewusst-
sein in diesem Teil der 
ArbeiterInnenklasse. Es 
kommt zu Organisie-
rung und auch zu Pro-
testen. Dass auch aty-
pisch beschäftigte Ar-
beitnehmerInnen ge-
meinsam etwas bewegen 
können, zeigte etwa der 
Streik beim Botendienst 
„Veloce“ von 2004. Es ist 
an der Zeit, dass sich al-
le, die nichts anderes zu 
verkaufen haben als ih-
re Arbeitskraft – egal, ob 
als ungewollt „freie Selb-
ständige“, atypisch Be-
schäftigte oder „Fixe“ – 
nicht nur eine „Klasse an 
sich“ sind, sondern sich 
auch als „Klasse für sich“ 
wahrnehmen. Denn die 
„Arbeiterklasse“ ist nicht 
tot. 

Sie schläft nur noch ein 
bisschen.	

	 Alexander Svojtko

„Es gibt keine ArbeiterInnenklasse mehr“ will man uns weismachen.
In Wirklichkeit ist sie stark aufgesplittert.
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Im April 2014 sind Parla-
ments-Wahlen in Un-
garn. Die UngarInnen 
haben die Wahl zwi-
schen der rechtsextre-
men Regierungs- und 
Kürzungspartei Fidész, 
der faschistischen Job-
bik und einer Opposi-
tion, die mit der Troi-
ka den griechischen Weg 
einschlagen will. Kein 
Wunder, dass ca. 50  % 
gar nicht wählen gehen 

wollen. Was fehlt, ist ei-
ne sozialistische und an-
tirassistische Kraft, die 
den UngarInnen eine Al-
ternative zu Órban und 
der Troika anbietet und 
effektiven Widerstand 
organisiert. Wir unter-
stützen von Österreich 
aus den Aufbau einer 
Gruppe des CWI in Bu-
dapest. Das kostet: v.a. 
Fahrt- und Druckkos-
ten. Unterstützt uns da-

bei! Alleine eine Strecke 
kostet ca. 25  €, 1000 un-
garische Flugblätter kos-
ten 45 €!

Spenden mit dem Verwen-
dungszweck „Ungarn“ bit-
te auf: 

PSK 8812.733 
BLZ 60.000
IBAN: AT25600000000 
8812733 
BIC: OPSKATWW

Aus der SLP

NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROSTERREICH

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
in der ‘Libreria Utopia’ 
15., Preysingasse 26-28/1 
(U3 Schweglerstraße)

SLP Wien-Nord 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria La Piazza’ 
20., Gaussplatz 7 
(31 bis Gaussplatz oder 
Nähe U4 Friedensbrücke)

SLP Wien-Mitte 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im ‘Kebab-Haus’ 
4., Operngasse 26 
(Nähe Karlsplatz)

Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Durchschnittslohn für 
PolitikerInnen - 
gewählte VertreterInnen 
dürfen nicht mehr 
verdienen als die 
Menschen, die sie ver-
treten!

„Unsere“ PolitikerInnen 
sind unbeliebter denn je 
– nicht nur, weil sie unso-
ziale Politik machen oder 
korrupt sind. Sie verdie-
nen auch ein Vielfaches 
der Menschen, die zu ver-
treten sie vorgeben. Wäh-
rend es im Öffentlichen 
Dienst Nulllohnrunden 
gibt und wir uns fragen, 
wie mit dem Geld aus-
kommen, schöpfen unse-
re "VolksvertreterInnen" 
aus dem Vollen. 

Um die horrenden Ga-
gen von PolitikerInnen zu 
rechtfertigen, wird oft ar-
gumentiert, dass das hohe 
Gehalt nötig sei, um Kor-
ruption zu verhindern. Die 
Serie von Korruptions-
skandalen zeigt, wie falsch 

das ist. Ein weiteres Argu-
ment: ManagerInnen in der 
Privatwirtschaft würden 
weit mehr verdienen und 
„die guten Leute“ würden 
sich den PolitikerInnen-
job sonst nicht antun. Das 
spricht Bände über die eta-
blierten Parteien und ihr 
Naheverhältnis zur Wirt-
schaft – Vorstandsetagen 
und Parteigremien sind 
nicht selten austauschbar.

Wo bleiben diese Ar-
gumente, wenn es um 

schlecht bezahlte wirk-
lich harte Jobs geht, wie 
KindergärtnerInnen oder 
KrankenpflegerInnen? Die 
gewählten VertreterInnen 
des CWI – der irische Par-
lamentarier Joe Higgins, 
MEP Paul Murphy, und die 
zukünftige Gemeinderätin 
Kshama Sawant in Seattle 
– beziehen nicht mehr als 
einen Durchschnittslohn 
für ihre politischen Funk-
tionen – der Rest wird für 
politische Arbeit verwen-
det. Nur wer nicht mehr 
verdient als die Menschen, 
die er/sie vertreten soll, 
kann auch mitempfinden, 
wie Maßnahmen wirken 
und wird sich nicht an den 
„Sachzwängen“ der Wirt-
schaft, sondern den Be-
dürfnissen von „norma-
len“ Menschen orientie-
ren. Wer bei den Events 
der Wirtschaft tafelt, wird 
auch ihre Interessen um-
setzen.

SLP-Programm genau erklärt:

Hohe Gehälter verhindern
Korruption sicher nicht.

Im Februar 1983 erschien 
die erste Ausgabe von 
„Vorwärts“ als „Be-
triebszeitung der Sozia-
listischen Jugend Favo-
riten“. Der Titel lautete 
„Für SPÖ-Alleinregie-
rung“. In diesen 30 Jah-
ren ist viel geschehen – 
politisch die Verbürger-
lichung der Sozialdemo-
kratie, der Aufstieg des 
Rechtsextremismus und 
die Krise des Kapitalis-
mus. Kommentiert und 
analysiert wurde das in 

bisher 223 Ausgaben von 
Vorwärts (sowie zahlrei-
chen Sondernummern), 
die alle auf www.slp.at 
nachzulesen sind. Vor-
wärts ist die inzwischen 
älteste, durchgängig er-
scheinende sozialistische 
Zeitung in Österreich. 
Format und Layout haben 
sich mehrmals geändert, 
aber nicht die Prinzipien: 
unabhängig vom Kapital, 
parteiisch auf Seiten der 
Unterdrückten und je-
ner, die sich wehren. Und 

doch war Vorwärts nie-
mals nur eine Zeitung, 
sondern immer auch eine 
Gruppe von Menschen, 
die gemeinsam für eine 
andere, eine gerechte, ei-
ne sozialistische Zukunft 
kämpfen. 

Nimm das Jubiläum zum 
Anlass, Vorwärts zu abon-
nieren!

Nimm deine Wut über 
den täglichen Wahnsinn 
zum Anlass, um der SLP 
beizutreten!

30 Jahre "VORWÄRTS"!

Unterstützt den Aufbau 
des CWI in Budapést!

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at

Die sozialistische Zeitung seit 1983

seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

„An der Basis brodelt es“, schrieb die Wiener Zeitung in Be-
zug auf den Kampf gegen das LehrerInnendienstrecht. In 
dem Artikel wird vom Protest der SLP bei der letzten Ver-
handlungsrunde berichtet, zu dem 100 KollegInnen ka-
men. SLP-Aktivist und Lehramtsstudent Sebastian Kugler 
kommt zu Wort und fordert einen entschiedenen Kampf 
gegen das LehrerInnendienstrecht und mehr Geld für Bil-
dung statt für Banken.

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Nach dem Treffen europä-
ischer Rechtsparteien in 
Wien und der deutschen 
Burschenschaften in Inns-
bruck wird am 24.1.2014 
das dritte rechtsextreme 
Vernetzungstreffen inner-
halb kurzer Zeit in Öster-
reich stattfinden.

Der ehemalige WKR-Ball, 
der aufgrund massiver Pro-
teste sein wahres Gesicht 
unter dem Namen „Aka-
demikerball“ verstecken 
musste, wird erneut von 
der FPÖ organisiert. Doch 
die neu gestrichene Fassa-
de kann nicht darüber hin-

wegtäuschen, dass dieser 
Ball zusammenführt, was 
zusammengehört: deut-
sche Burschenschaften und 
rechtsextreme PolitikerIn-
nen. Marie Le Pen, Mar-
kus Beisicht (pro Köln) oder 
Bruno Gollnisch (verurteil-
ter Holocaustleugner) sind 
nur einige Namen rechts-
extremer Kaliber, die im 
Laufe der Jahre zu Gast in 
der Hofburg waren.

Auf den Auswirkun-
gen der Sparmaßnahmen 
in ganz Europa können 
Rechtsextreme ihren Er-
folg aufbauen, durch den 

sich Nazis und Neofaschis-
tInnen sicher fühlen, wenn 
es um gewalttätige Angrif-
fe gegen MigrantInnen und 
ArbeiterInnen geht.

Deswegen ist es notwen-
dig, den langjährigen Pro-
test, für den 2013 die Ge-
werkschaften „Bau-Holz“ 
und „ProGe“ aufgerufen 
haben, noch größer und 
lauter auf die Straße zu tra-
gen, um zu zeigen, dass 
rechtsextreme Ideologien 
weder in der Hofburg, noch 
sonst wo in Europa Platz 
haben.	
		  Gabriel Winkelmüller 

Burschenschaften 
blockieren!

1 Jahr Flüchtlingsbewegung

Rechtsextreme spalten ArbeiterInnenklasse 
– Gewerkschaftlicher Protest notwendig!

	

	


